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Die Aufsicht über Krankenkassen.
Von Privatdozent Dr. Peters, Breslau.

Die öffentliche Verwaltung in Deutschland

erfolgt teils durch eigene Organe des

Refchl oder der Gliedstaaten, teils werden die

•Ifentlichen Aufgaben von besonderen juristi¬
schen Personen des öffentlichen Rechts aus¬

geübt, die vom Staate eigens zu diesem Zwecke

geschaffen werden. Wo die öffentliche Verwal¬

tung durch Verbände mit juristischer Persön¬

lichkeit und nicht durch Reich oder Glied¬

staaten selbst geführt wird, spricht man von

Selbstverwaltung im Rechtssinne. Man versteht

darunter, genau genommen, eine sich im

Rahmen der Reichs- und Staatsgesetze ab¬

spielende Tätigkeit von juristischen Personen

des öffentlichen Rechts — auüer von Reich und

Staat —,
kraft deren diese Verbände Aufgaben,

die weder solche der Rechtsprechung noch der

Rechtsetzung sind, unter eigener Verantwor¬

tung erfüllen1). Am geläufigsten ist hier als

Unterart der Selbstverwaltung im Rechtssinne

die kommunale Selbstverwaltung, bei der die

Verwaltung durch Gemeinden und Gemeinde-

verbände erfolgt. Aber auch in der Sozialver¬

sicherung haben wir überall dort, wo Aufgaben
der Versicherung durch besonders gebildete
juristische Personen ausgeführt werden, das

Institut der rechtlichen Selbstverwaltung vor

uns. Auch die Krankenkassen sind solche

juristische Personen, die Geschäfte der öffent¬

lichen Verwaltung ausüben (§§ 3, 4 RVO.) und

damit Träger der Selbstverwaltung im Rechts¬

sinne sind.

Da die Selbstverwaltung ein Teil öffentlicher

Verwaltung ist, die in sich Sache des Staates

wäre, behält sich der Staat den Trägern der

Selbstverwaltung gegenüber ein Aufsichtsrecht

vor. Das natürliche Ausdehnungsbestreben
jedes Machtfaktors führt auch den Staat dazu,
das Aufsichtsrecht über die Verbünde der

Selbstverwaltung möglichst zu seinen Gunsten

auszudehnen, wogegen umgekehrt bei diesen

Verbänden selbst das Bestreben besteht, sich

möglichst frei von staatlicher Einwirkung zu

halten. Im folgenden sollen nun für die Kran¬

kenkassen, die in den letzten Jahren wiederholt

über unzulässige Eingriffe der Staatsaufsicht

zu klagen Veranlassung hatten, untersucht

werden: Inhalt und Umfang des staatlichen

Aufsichtsrechts (I), die einzelnen Aufsichts¬

mittel, deren sich der Staat bei dieser Auf¬

sichtsführung bedienen kann (II), und endlich

die Frage der Zuständigkeit der Behörden,
denen die Ausübung des Aufsichtsrechts ob-

liegt (III).

I.

Vom Standpunkt des Stuates als dem Subjekt
der Aufsichtsführung aus gesehen stellt sich

die Aufsicht als diejenige Verwaltungstätigkeit
des Staates dar, die zum Zwecke hat, die Kran¬

kenkasse im öffentlichen Interesse zur Erfüllung
ihrer Pflichten anzuhalten und die gesamte von

ihr geführte Verwaltung in Einklang zu bringen
mit der übrigen Verwaltung. Durch die staat¬

liche Aufsicht soll das staatliche Interesse an

der Zweckerfüllung der Krankenkassen zur

Geltung gebracht werden2). Eine Kernfrage ist

nun die, ob die Aufsicht des Staates nur so

weit reicht, wie die Gesetze ausdrücklich

Eingriffe zulassen, oder ob das Bestehen eines

Aufsichtsrechts als solchem bereits dem Staate

gewisse Befugnisse gegenüber den Kranken¬

kassen verleiht. Grundsützlich gilt bezüglich
des Verhältnisses aller juristischen Personen,

also auch der Krankenkassen, zu Reich und

Staat das sogenannte R e c h t s s t a a t s -

p r i n z i p. Richtig verstanden bedeutet dies,

daü zwar Eingriffe des Staates in Freiheit und

Eigentum einer natürlichen oder juristischen
Person nur dort und insoweit gestattet sind,
als ein formelles Gesetz oder eine auf Ermäch¬

tigung eines solchen beruhende Rechtsnorm

sie zulassen, daü aber dort, wo den Verwal¬

tungsbehörden die Erreichung bestimmter Ziele

gesetzlich vorgeschrieben ist, diese Behörden

*) Verfl. Peters, Grenzen Jer kommanalen Selbstver-

1026. s 36.

•) Vergl. Rosin, Das Recht der Arbeiterversichertwi

i >3. Bd. 1 S 702.



alle zur Erfüllung ihrer Zwecke nötigen Hand¬

lungen innerhalb der Schranken der Gesetze

vornehmen dürfen*). Tatsächlich ist aber im

Bereich der Sozialversicherung der Umfang dts

staatlichen Aufsichtsiechts derart bestimmt um¬

grenzt, dab man hier von einer last erschöpfen¬
den positivrechtlichen Regelung sprechen kann.

Für den Um t ang des Aufsichts¬

rechts gegenüber Krankenkassen sind maß¬

gebend $ Hr Abs. 1, $ 377 Abs. 1 Satz 2 RVO.

Danach erstreckt sich das Autsichtsrecht der

Aufsichtsbehörde darauf, dab Gesetz, Satzung,

Dienst- und Kiankenordnung so beobachtet

werden, wie is der Zweck der Versicherung
erfordert. Die Worte „wie es der Zweck der

Versicherung erfordert" haben einmal eine

e i n s c h r ä n k e n d e Bedeutung, indem das

Aufsichtsrecht nur in der Weise gehandhabt
Werden darf, wie es dem Zwecke der Versiche¬

rung entspricht*); sie stellen aber insofern eine

Erweiterung dar, als die Aufsicht nun nicht

bloli auf die formale Beobachtung der ein¬

zelnen Gesetze*» usw. Vorschriften durch die

Krankenkasse beschränkt ist, daü sie darüber

hinaus auch darüber zu wachen hat, dab die

Reichsversieherungsordnung als Ganzes von

der Krankenkasse so durchgeführt wird, wie

es dem Sinne und der Bedeutung dieses Ge¬

setzes entspricht. Damit ist Insbesondere auch

im Gebiet der Sozialversicherung den Auf¬

sichtsbehörden das Recht sichei-gestellt, alles

zu tun, was erforderlich ist, um die Kranken¬

kassengeschälte in geordnetem Gange zu er¬

halten. In diesem Rahmen darf freilich die

Aufsichtsbehörde Handlungen oder Unter¬

lassungen nur unter den im Gesetze festgestell¬
ten Voraussetzungen fordern.

Als Regel wird man demnach aufstellen

können, dab jede Handlung odei

Unterlassung einer Krankenkasse,
die gegen G e s e t z

, Satzung, D i e n s t-

o d e r Krankenord n u n g v e r s t ö & t,
oder mit dem Zweck und Z i e 1 der

Versicherung und den hiernach

den Organen obliegenden Auf¬

gaben unvereinbar ist, eine g e -

n ü gende Rechtsgrundlage für ein

Vorgehen gegen die Krankenkasse

von Aufsichts wegen bietet :>). An¬

dererseits ist aber auch nur unter diesen Vor¬

aussetzungen ein Eingriff der Aufsichtsbehör¬

den in dir Freiheit der Krankenkasse zulässig.

In jedem einzelnen Falle ist daher das Vor¬

liegen dieser Voraussetzungen genau zu unter¬

suchen.

Rechtlich belanglos ist, dab sich die Auf-

sichtsbeh.gnisse nicht nur gegen die Kranken¬

kasse als solche, sondern in einseinen Fällen

vergl. z. B. $ '31 Abs. 2 '3 RVO. — un¬

mittelbar an einzelne Beamte und Angestellte
der Krankenkasse richten"). Auch die Aus¬

dehnung des Aufsichtsrechts in § 34 RVO. aut

die vom Versicherungsträger errichteten oder

unterhaltenen Heilanstalten usw. ist ohne be¬

sondere juristische Bedeutung.

An einigen Beispielen, wo die Aufsichts¬

befugnisse gegenüber Krankenkassen streitig

geworden sind, sei die Auswirkung der oben

aufgestellten Regel gezeigt

Zunächst ist festzustellen, dab unter „Ge¬
setz 4, dessen Beobachtung die Aufsichtsbehör¬

den zu überwachen haben, alle Rechts¬

normen zu verstehen sind. Es fallen dar¬

unter also nicht nur die Bestimmungen der

RVO. — wie z. B. § 25, wonach die Mittel der

Krankenkasse nur für dic* gesetzlich vorge¬

schriebenen oder zugelassenen Zwecke ver¬

wendet werden dürfen —,
sondern darüber

hinaus alle sonstigen die Krankenkassen allein

oder neben anderen Einrichtungen betreffenden

gesetzlichen Vorschriften sowie gesetzes¬

gleichen Verordnungen7), nicht aber blobeVer-

waltungsvorschriften wie die allgemeinen Wei¬

sungen des § '30 Abs. 2 RVO. Selbstverständ¬

lich ist, dab nicht nur der ausdrückliche Wort¬

laut des Gesetzes, sondern auch sein Sinn und

Zweck von der Krankenkasse zu beachten und

dab dementsprechend von der Aufsichts¬

behörde die Ausführung zu überwachen ist.

Unter ,,Satzung" ist natürlich nur die ge¬

nehmigte Satzung zu verstehen*). Nach dei

von Kaskel1*) und anderen Autoren u. E. mit

Recht vertretenen Ansicht geht ein zwischen

den Krankenkassen und Angestelltenverbänden
abgeschlossener Tarifvertrag der Dienstord¬

nung vor. Wenn man aber mit der wohl als

herrschend zu bezeichnenden entgegengesetzten

Auflassung die Priorität der Dienstordnung an¬

nimmt, mub man bei Divergenz zwischen Tarif¬

vertrag und Dienstordnung der Aufsichts¬

behörde das Recht zuerkennen, auf Beachtung
zu dringen10). Auch die Durchführung der in

§ '3ö8r Abs. 1 RVO. vorgesehenen endgültigen

Entscheidungen der Schiedsämter bildet, wie

Abs. 2 des gleichen Paragraphen ausdrücklich

hervorhebt, einen Gegenstand des Aufsichts¬

rechts der Aufsichtsbehörden11). Dagegen ist

lür eine Anordnung der Aufsichtsbehörden aus

§ J68r Abs. 2 dort kein Raum, wo ein Streit

aus einem abgeschlossenen Arztvertrage be¬

steht, für den die Zuständigkeit der Schieds¬

instanzen gemäfi § 3ö3m, § '3ö8o gegeben ist,

') Verg IMcrs. .. a. O s. jj:

A) Veril. H«»ffmann in M. irift fur Arbeiter-

Artgesti t erSicherung. 1923 S 637

'• \ • ! tschciüunjctn de*, W\ \ 15J 17 S v

'» Ver.;'. Hanow, Reichsversichernngsordnang. HJ. l

5. Aufl. 1926. S. 111

) Verfl. Prent. OberverwalUngsgertcbt. Entsch. Bd.50

s eoö.

s> Vergl. Ihmow in Monatsschrift für Arbeiter- und An«

Kcstelltenversicherung IVM S 252 If,

•) Ver.; Bd. 32. lahrgang 1<». Nr. 8. S. 127 fi. dies

Zeitschrift

,#) Verst. RVA. ki „Volkswohlfmhrt" ISA S 6.

n) Vergl. Amt.ichv. Sa.hMwhten 1925. S 254 I.

2M\



.nge eine endgültige Entscheidung noch

ht vorliegt.

Ueberhaupt gilt allgemein der Grundsatz,

_fi in Fällen, wo in eigentlichen Krankenver-

herungssachen selbst Streit besteht, niemals

• Aufsichtsbehörde zuständig, sondern nur

; tür Streitfalle dieser Art in der RVO. vo_-

sehene Weg zu beschreiten ist. Streit über

istungen aus der Krankenversicherung kann

.her grundsätzlich nicht durch Machtspruch
r Aufsichtsbehörde nach § 30 RVO. ent¬

schieden werden. Dementsprechend darf die

Aufsichtsbehörde dor:, wo der Anspruch eines

Dritten auf Leistung gegen die Krankenkasse

stuitig oder zweifelhaft ist, der Krankenkasse

die Befriedigung dts Anspruchs nicht ver¬

bieten1"). Allenfalls kann sie ihr aufgeben, dort,

0 ein instanzliches Verfahren offensteht, in

? iner bestimmten Frist die Einleitung des Ver-

; .hrens zur Herbeiführung einer Entscheidung

über den streitigen Anspruch in die Wege zu

itenl:{). Bei Durchführung der Krankenkassen-

..istungen haben also die Aufsichtsbehörden

nur in nichtstreitigen Fällen und, wenn es gilt,
Gesetz- und Ordnungswidrigkeiten vorzubeugen
nnd entgegenzutreter., ihrerseits einzugreifen M).

So haben sie z. B. darüber zu wachen, dab der

Vorstand bei Prüfung von Antrügen über Ge¬

währung von Zuschüssen zu Heilmitteln nach

|>tlichtgemäbem Ermessen verfährt1').

Aus der immerhin wesentlichen Beschränkung

des Aufsichtsrechts durch die RVO. folgt, dab

die Aufsichtsbehörden ihre an die Kranken¬

kassen gerichteten Anordnungen grundsätzlich
mit einer Begründung versehen müssen; denn

die Krankenkassen müssen in der Lage sein,

ihrerseits nachzuprüfen, ob die Aufsichtsbehörde

die ihr durch Gesetz aufgerichteten Schianken

beachtet hat. Nur dort wird man auf eine Be¬

gründung verzichten können, wo sie aus dem

Zusammenhang ohne weiteres erhellt1').

Der Gegensatz dessen, was an Aufsichts¬

inabnahmen zulässig ist und was nicht, ergibt

sich aus S 30 Abs. 1 Satz 2 RVO. Danach ist

grundsatzlich ausgeschlossen, dort von Auf¬

sichts wegen einzugreifen, wo Ermessens«

entscheidungen der Krankenkasse in Be¬

wacht kommen. Zweckmähigkeitserwägungen

bei den Krankenkassen dürfen von den Auf¬

sichtsbehörden nicht zum Gegenstande des Ein-

schreitens gemacht werden17).

Daraus folgt beispielsweise, dab eine regel¬
mäßige Mitwirkung einer Aufsichtsbehörde an

der Geschäftsführung der Krankenkasse, abge¬
sehen vom Falle des $ 3ö7 RVO. — etwa durch

Aufstellung der Forderung, laufend jeden Be¬

schluß der Krankenkasse!.Organe dei Aufsichts-

'-) Vergl. Entscheidungen des W\ \ Bd. 7 S IÄ

¦•) Ver. ebendort S. II.

u) Vergl. Entsch. (les R\ \ tU
'

> ''

'') Untüchc Nachrichten IWn > 2H6.

l%) Ven P '>\ <i in ..Arbeiten 1912 - -'"s-

l7> Vergl Preuß OVO in ..Arbeitervers 191«». S.W.

behörde mitzuteilen
,
dem Sinn und Zweck

des Aufsichtsrechts und der §§ 30, 31 RVO.

widersprechen und rechtswidrig sein würde1*)-
Aus dem gleichen Grunde ist eine Anordnung

der Aufsichtsbehörde dahingehend, dab die

Krankenkasse ihr zu allen Sitzungen der

Kassenorgane eine Einladung unter Beigabe der

Tagesordnung jeweils drei Tage vor der Sitzung

zu übersenden und Abschrift aller gefabten Be¬

schlüsse binnen 14 Tagen vorzulegen habe,
sicher dann unzulässig, wenn der Kasse keine

ständigen Verstöbe gegen Gesetz, Satzung,
Dienst- eder Krankenordnung zur Last gelegt
werden können, die eine solche Anordnung zur

Erzwingung einer ordentlichen Geschäfts¬

führung der Kasse rechtfertigen. Mit der Be¬

gründung, dafi eine ständige Fühlungnahmt4

zwischen Krankenkasse* und Aufsichtsbehörde

erwünscht ist, kann eine solche Mabnahme

gleichfalls nicht für zulässig erklärt werden.

Ein Eingreifen in die Geschäftsverteilung auf

die einzelnen Beamten und Angestellten der

Krankenkasse und die Forderung, dab einem

bestimmten Angestellten gewisse Funktionen

nicht übertragen werden dürfen, ist nur dann

zulässig, wenn ohne eine solche Anordnung die

Durchführung der Zwecke der Krankenkasse

ernstlich gefährdet würde, nicht aber schon

dann, wenn der betreffende Angestellte für die

Aufgabe wenig geeignet ist, sie unzweckmäßig
ausführt und dadurch eine die Leistungsfähig¬
keit der Kasse nicht untergrabende finanzielle

Schädigung der Krankenkasse zu befürchten ist.

Es liegt im Wesen der Selbstverwaltung, dab

nicht immer so zweckmäbig verfahren wird,

wie es bei Durchführung der gleichen Aufgabe

durch den Staat geschehen würde, und dab

Verluste entstehen, die nun von denjenigen
zu tragen sind, die den Vorteil des Rechts dei

Selbstverwaltung ihrer Angelegenheiten für sich

in Anspruch nehmen können. Wäre ein solches

Vergreifen in der Durchführung* der Selbstver¬

waltung in jedem einzelnen Falle von den staat¬

lichen Aufsichtsbehörden zu verhindern, so

wäre dic* eigene Verantwortung der Selbstver¬

waltungsverbände, jenes Wesensmerkmal dei

Selbstvei waltung, illusorisch gemacht. 1 In¬

richtig ist daher eine Entscheidung des preuhi-
schen Ministers für Volkswohlfahrt vom 11. Juni

1926 III. V. 836/26 ,
worin für zulässig

erklärt wird eine Anordnung der Aufsichts¬

behörde, dali mit der Prüfung der Rechnunger

der Apotheker und der Einsammlung von Geld¬

beträgen ein bestimmter Angestellter, d< r ge¬

legentlich Beiträge i icht abgeliefert hatte, nicht

mehr betraut würde. In noch höherem Maße

ist unzulässig eine Anordnung det Aufsichts¬

behörde, dab bestimmte Geschäfte bei eine!

Krankenkasse ausschliesslich durch einen

mentlich genannten, bei dessen Abwesenheit

durch einen anderen gleichfalls bestimmt fcx •

•-< \ * Ent R\ V Bd. IT S -
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zeichneten Ar gestellten ausgeführt werden

müßten.

Anders ist die Rechtslage dort, wo die Auf-

si< htsbehorde feststellt, dafi di«' Krankenkasse

rächt genügend zahlreiche odei nicht genügend
vorgebuchte Angestellt»* zur Erledigung ihrer

gesetzlichen Aufgaben besitzt« In derartigen

Fallen ist sie zu Eingriffen betagt, weil der

geordnete Gang der V< rwaltung gefährdet ist.

Wenn eine Krankenkasse Angestellte scheinbar

nur „zu vor übergehender Dienstleistung' ein¬

stellt, um aul diese- Weise di»* Dienstordnung

gemäfi $ 351 Abs. 2 RVO. aut sie nicht an¬

wenden zu müssen, so liegt darin < ine dem

Sinn des Gesetzes widersprechende Maßnahme,

die ein Eingreifen der Aufsichtsbehörde schon

wegen Gesetzwidrigkeil n i htfertigt.

Im übrigen ist festzustellen, dab auch aus

dem Rechte der P i ü f u n g der Geschäfts¬

führung gemäfi $ 31 Abs. 1 RVO. keineswegs

ein Recht zu jeder die Geschäftsführung be¬

ireffenden Anordnung folgt, sondern dab trotz-

dem Anordnungen nur bei Verletzung von Ge¬

setzen, Satzung, Dienst- und Krankenordnung
oder bei Gefährdung der Erfüllung der Kran¬

kenkassenzwecke zulassig sind, wenn sie sich

? ben anläßlich der Prüfung der Geschäfts-

fühi ui g ais notwendig herausstellen«

Zw« ifellos ist ein r e g e 1 m ä fi ig er Ge-

sc häftsverkehi Voraussetzui der ordnungs¬

mäßigen Erfüllung der den Krankenkassen

gesetzt li obli» genden Aufgaben. Würde daher

ein.- Krankenkasse ihren Geschäftsbetrieb etwa

einen Ferienmonat hindurch einstellen, so

kannte si.- ihren gesetzluhen Verpflichtungen
nicht nachkommen; ein Eingreifen der Auf-

sichtsbehörde wäi e alsdann gerechtfertigt. Da¬

gegen scheint nur, wie ich in Abweichung von

dei hellsehenden Meinung1*) annehmen möchte,
di» sei Fall noch nicht vorzuliegen, wi nn eine

Krankenkasse bloß an einem einzelnen \\ oche

tag, der nicht gesetzlichei Feiertag ist z.B.

einer Revision, ? ines katholischen Feiertags,

des I. Mai, des Verfassungstags wegen usw.
,

den Geschäftsbetrieb einstellt. Die Rechte dei

Versicherten werden durch derartige orgai

satoris* he Maßnahmen unmittelbai « benso-

wenig beeinflußt wie durch eine gelegentliche
Verlegung d* i Dienststunden, deren rechtliche

Zulässig keil kann, zu bestreiten ist Es ist nicht

Sinn d» ; Versicherungsgesetzgebung, dafi jeder
Versicherte in jedem Augenblick seine R»

.

I

s«> : durchsetzen können; es darl ihm nur die

Geltendmachung rächt in einei ungewöhnlichen
Weise erschwert werden. Gelegentliche Schlie¬

ßt! i in einzeln« I gen findet sich auch bei

dem Publi msverkehr dienenden Reichs- und

Staatsbehörden und ka:. dahei sehr wohl als

übliche Ausnahme anerkannt werden.

<)1> h ss in einei stark sozialistisch

eingestellten Gegend am I. Mai od i in eil

i

W\'> 1 'o - .1

:

katholischen Gegend etwa am Fronleichnams¬

tag geschlossen bleiben soll, ist in Wahrheit

eine reine Zweckmäßigkeitserwägung und da¬

mit einem Eingreifen der Aufsichtsbehörde;

(zogen. Zu verlangen ist nur, dab eine solche

Schließung nicht zu häutig und nicht ohne ver¬

nünftigen Zweck ei folgt.

Wenn auch aus dem Rechte der Aufsichts¬

behörde, die* Geschäftsführung der Kranken¬

kasse jederzeit nachzuprüfen, das Recht folgt,

Aktenvorlage zu verlangen, so ist sie doch nicht

berechtigt zu fordern, dab Akten von einem

gi wissen Umfange nur geheftet einzureichen

seien. Mag eine solche- Maßnahme im Interesse

d* s geordi eten Geschäftsverkehrs auch

wünscht sein, so handelt es sich doch um eine

reine Zweckmäßigkehserwagung, die als Grund¬

lage einer aufsichtsbehördlichen Anordnung

unzulässig ist"). Aus dem gleichen Grunde

wäre eine Anordnung der Aufsichtsbehörde

rechtswidrig, wodurch eine Krankenkasse ver¬

pflichtet werden soll, Anträge, über die höhe i

Behörden zu entscheiden haben, durch die Hand

der Aufsichtsbehörde zu reichen; eine solche

Forderung ergibt sich weder aus Gesetz,

Satzung, Die nst« oder Krankenordnung, noch

auch aus dem Zweck der Versicherung selbst-'1..

Nachdem das sogei annte Besoldungssperr¬

gesetz, das die besoldungsrechtliche Besser¬

stellung von Beamter; öffentlicher Körper¬
schaften, Anstalten usw. im Vergleich zu gleich¬
zubewertenden Reichsbeamten verbot, beseitigt

ist, sind auch die Befugnisse dei Aufsichts-

hörde n bezüglich der Bcsoldungsverhältnisse
der Krank, nkassenbeamten erheblich gemildert.

Es kommt jetzt hauptsächlich S 355 Abs. 2

Satz 1 RVO. in Betracht, der die Verhinderung

eines auffälligen Mißverhältnisses von Zahl ur.d

Besoldung der Angestellten zu ihren Aufgaben
zum Zwecke hat. Ein solches auffälliges Miß-

verhälti is liegt in. I:. nicht schon dann vor,

wenn die Rechtsverhältnisse eler Krankenkassen-

ai gestellten /war denen der Reichs- unel Staats-

beamte n im wesentlichen nachgebildet sind,

n aber » ir.e Kündigung oder Entlassung in

Erweiterung ch s ?; 354 Abs. 2 RVO. nur aus

wichtigem Grunde bereits nach fünfjährig
Beschäftigung ingeführt wird. Ein Wider¬

spruch zu sj '35-1 Abs, 2 ist hier gleichfalls nicht

zu finden, weil Vorschrift lediglich zu-

gunstei dei Angestellten erlassen ist und nur

Mindestmaß, icht tuch ein Höchstmaß

von Rechten begründen will.

II.

M weicht Mittel n kann nun i

Aufsie htsbehorde u Aufsichtsi echl tei d

chen? D Reichsversicherungsamt^) hat

sich aui den Standpi stellt, daß die A

: r22 5. |H7; S
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• tsmittel in den § V Abs. 2, $ 32 RVO.

tt erschöpfend aufgezählt seien-'). Man wird

auch im Bereich der ReichsversicherungS^

tung ähnlich wie bei Ausübung von Auf¬

srechten in anderen Füllen-1) anzu-

>en haben, daß, wenn eine Befugnis vom

tz verliehen wird, auch alle Mitted zur Ver¬

arg gestellt werden sollen, die bc-i Er-

jung des Notwendigen und Nützlichen zur

sübung der gewährten Zustandigkedt geeignet
d. „Die die Autsicht führende St<*lle ist nicht

; die gesetzlieh bestimmten Aufsichtsmitte 1

ewiesen, sondern kann umgekehrt, sofern

das Gesetz tür bestimmte Fälle eine

derregelung getrotten hat, jedes Aufsichts-

[U 1 anwenden"-"'). Rosin"), de-r die Autsichts-

• rden auf die ihnen ausdrücklich im Gesetz

Verfügung gestellten Mittel beschränken

chte, beachtet nicht, dafi vom Gesetz keines-

s der Zustand ge-v ollt sein kann, dab der

\» tsichtsbt hörde an sich ein Re»cht zum Ein¬

heiten zusteht, dab es abei an einem erfolg-

sprechende-n Mittel infolge Schweigens des

Gesetzes te-hlt. Freilich ist diese* Streitfrage im

Sozialversicherungsrecht ziemlich neben süch-

»; denn im Beredche der RVO. sind auch die*

isichtsmittel in so weitem Umfange geregtdt,

andere kaum noch in Betracht kommen.

ebenfalls dürfen andere nur ausnahmsweise

und nur dort angewandt werden, wo die in

der Re ichsve-rsicherunegsordnung behandelten

Ai tsichtsmitte I nicht ausreichen. Im übrigen

dürfen die Aufsichtsbehörden auch die ihnen

• rn Gesetz ausdrücklich zur Verfügung ge¬

llten Aufsichtsmittel nur in dem Umfange

ndhaben, als es /ur sinngemäben Durch-

hrtmg ihrer Aufgaben erforderlich ist. Das

^»ichsversicherangswtnit'7) hat gede<gentiich ein

sich zulässiges At fsichtsmittel tür unrecht-

ißig erklärt, weil <s nicht als ein nachgewie¬
senermaßen erforderliches Mittel zur Erzwin-

ng einer den Vorschriften entsprechenden
ssenführung angesehen we-rde-n konnte-, son-

n die Kasse übe-r Gebühr mit Verptlichtun-
n gegenüber der Aufsichtsbehörde« belegte.
I. Sieht man von der Raterteil U n g ab,

als cige-ntliches Aufsichtsmittel kaum an-

isehen ist, so steht <• n c-rste-r Stelle unter den

tsichtsmitteln die ß e O b a c h t u n g der

inkenkasse durch die Aufsichtsbehörde, als

i Komplement aut sehen d'*r Krankenkasse

A uskunftspflicht des S 31 Abs. I, 2

'VO. zu nennen ist Danach kann die Aut-

chtsbehön jederzeit 'Me Geschäfts- und

i hr in gsführui j dei K kenkasse prüfen
d von d*n Organer in el Angestellten die

rausgabe und Mitteilung alles dessen ver-
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langen, was zur Ausübung des Autsichtsrechts

gefordert wird. Hierzu gehört insbesondere

auch die Forderung nach Mitteilung der Gründe

tür die Stellungnahme eines Organs in einem

konkreten Falle; denn oft ist eine Prüfung der

Rechtmäbigkeit einer Mabnahme der Krenken¬

kasse für die Aufsichtsbehörde nur nach Kennt¬

nis der Gründe möglich.
An sich kann die Aufsichtsbehörde jederzeit

von Amts wegen ihre Nachforschungen an¬

stellen; ihr Autsichtsrecht ist zugleich eine

Aufsichts pf 1 ich t. Es kann aber auch jede.

Unbeteiligte die Aufsichtsbehörde auf einen

vermeintlichen Mißstand bei einer Kranken¬

kasse aufmerksam machen und de-n Erlab einer

Anordnung gegen sie anregen; das Recht zur

Beschwerde gegen die darauf folgende Ent¬

scheidung der Aufsichtsbehörde- hat freilich,

wie- aus $ 1795 RVO. folgt, nur ein Beteiligter"*).

Einen Spezialfall der Auskunftspflicht ent¬

hält § 367 RVO., wogegen die Auskunftspflicht
des § 84a mit dem staatlichen Aufsichts-

recht nichts ZU tun hat.

2. Ein weiteres Aufsichtsmittel ist das E r -

fordernis a u f s i c h t s b e- h ö r d I i c h er

Zustimmung zu einzelnen be-sonders wich¬

tigen Akten der Krankenkasse und ihrer Organe.
Eine- rechtliche Wirkung von Maßnahmen der

Krankenkasse nach außen hin entsteht in diesen

Fällen erst mit der ErteUung der Genehmigung.
Das Erfordernis der Genehmigung durch die-

Aufsichtsbehörde kann nur durch Gesetz be¬

gründet sein; durch die- Satzung der Kranken¬

kasse kann es nicht vorgeschrieben werden,

weil diese nur die- eigenen Angelegenheiten de-r

Kasse, nicht aber die Befugnisse der Aufsichts¬

behörden normieren kann"*).

Beispiede- fiir das Erfordernis einer Zustim¬

mung zur Rechtsgültigkeil von Handlungen

de-r Krankenkasse finden sich häufig. So be¬

dürfen der Zustimmung der Aufsichtsbehörde

bestimmte Vermögensanlagen (§ 27c RVO.), dei

Erwerb von Grundstücken über einen bestimm¬

ten Kaufpreis hir.aus (§ 27d RVO.), die- Er¬

richtung von Gebäuden über einen bestimmten

Kostenbetrag hinaus ($ 27e RVO.), die Fest¬

setzung der Mahngebühi im Falle* des $ 28

Abs. 2, der Verzicht auf Ansprüche- aus der

Haltung der Organe (^ 23 Abs. I RVO.). der

Erlaß der Krankenordnung (^ 347 Abs. 2 RVO.)

usw. In anderen Fällen ist sogar die Genehmi¬

gung der Aufsichtsbehörde höherei Instanz not¬

wendig, so / ß. bei Erlab dei Satzung (§ 124

Abs. 1). der Dienstordnui j (^ 355 Abs. 2) usw.

Sofen das Gesetz nicht ausdrücklich die

Voraussetzungen aufführt, unte denen eil

rsafi ! j stattfii den kai wie /. ß. in *i

Abs 2
.
kann die Genehmigung nach dem

i»n Ermesse ;
r Aufsichtsbehörde, dos

türlich nicht gleichbedeutend ist mit Will-
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kür, erteilt oder versagt werden. Würde man

dort, wo das Gesetz keine Versagungsgründe»

aufzählt, eine Versagung nur im Rahmen des

§ 30 RVO., also bei Gesetzwidrigkeit usw., zu¬

lassen, so wäre die Folge, daß das Erfordernis

der Genehmigung überhaupt sinnlos wäre.

Denn wenn ein Verstob gegen ein Gesetz vor¬

liegt, so bestehen sowieso ganz andere, sogleich

zu erörternde* Aufsichtsmittel. Im übrigen zeigt

aber schon die Art der Fälle, in denen eine

Genehmigung gefordert wird — z. B. Grund¬

stückskauf —]3
dab es sich hier regelmäbig nicht

um gesetzwidrige Mabnahmen der Kranken¬

kasse handeln wird, sondern dab gerade auf

unzweckmabigen Erwägungen beruhende unbe¬

sonnene Handlungen der Krankenkasse ver¬

hindert werden sollen. Hier ist das der Aus¬

übung der Aufsicht zugrunde liegende Motiv,

ob eine Handlung im Interesse der Kranken¬

kasse liegt oder nicht; das aber ist lediglich

Ermessensfrage.

In der Zuständigkeit zur Genehmigung der

Satzung usw. ist nicht auch die Befugnis ent¬

halten, der Satzung eine bestimmte, der Auf¬

sichtsbehörde zweckmübig erscheinende und

vom Entwurf wesentlich abweichende Fassung

zu geben30). Die Anordnung einer Satzungs¬

änderung durch die Aufsichtsbehörde kann nur

auf Grund der ausdrücklichen Vorschrift des

§ 326 Abs. 1 RVO. erfolgen. Unzulässig ist

dic» Anordnung einer Aenderung stets dann,

wenn es sich um eine an sich nicht gesetz¬

widrige Bestimmung der Satzung handelt'11). Ist

die Aufsichtsbehörde mit dem vorgelegten Ent¬

wurf der Satzung, Dienst- oder Krankenordnung

nicht in allen Punkten einverstanden, so hat

sie ihre Genehmigung zu versagen und gleich¬

seitig die beanstandeten Punkte der Kranken«

kasse- mitzuteilen. In dei Praxis wird in der¬

artigen Fällen olt so verfahren« dafi eine- (je--

nehmigtmg „unter Maßgaben" erteilt wird. Das

bedeutet, dab die Genehmigung an sich ver¬

weigert wird, dab aber die Aufsichtsbehörde

nach entsprechender Aenderung der Steuer-

ordnung durch die- kommunalen Körperschaften
/ur Erteilung bereit ist und sie im Falle dei

Abänderung entsprechend den Maßnahmen be¬

reits fetzt erteilt.

'3. Das Aufsichtsmittel der Beanstan¬

dung, das sich unter gleichem Namen, wenn

auch in etwas anderei Bedeutung, auch außer¬

halb des Sozialversicherungsrechts Selbstver¬

waltungsverbänden gegenübei vorfindet, hat

de-n Zweck, die- vorläufige Wirkungslosigkeit
von vermeintlich gesetz*, satzungs- oder dienst¬

ordnungswidrigen Beschlüssen der Organe der

Krankenkasse herbeizuführen« Die Gesetzes¬

verletzung kann auch in einer Zuständigkeits¬

überschreitung liegen. Rechtsgrundlage für die

Beanstandung sind gg S, J57 Abs. 1 RVO. Ihre

M) Vergl. RVA. Entsch. Bd. 12 S. 90.

If) Verst. RVA. in Amtliche Nachrichtes. V>W. S. 517.

Voraussetzung ist, daß der betreffende Be¬

schluß geeignet ist, auch für die Zukunft irgend¬

welche positiven Wirkungen zu äubern12), ins

besondere nicht etwa bereits ausgeführt ist. D

eine Zwangsetatisierung in der RVO. nicht vor

gesehen ist, mub auch die Verweigerung von

gesetzlich zu leistenden Zahlungen beanstandet
4

werden. Eine Frist für die Beanstandung ist

nicht vorgeschrieben. Abweichend von der Be¬

anstandung im preußischen Recht ist die Be¬

anstandung hier als Beschwerde an die Auf¬

sichtsbehörde konstruiert, durch die die Auf¬

sichtsbehörde auf den Mibstand aufmerksam

gemacht werden und nunmehr in Tätigkeit

treten soll. Für den Vorsitzenden de?s Organs,
dessen Beschlub beanstandet werden soll, be¬

steht eine Rechtspflicht zur Erhebung der Be¬

schwerde, deren Erfüllung von ihm nach § 31

Abs. 2 RVO. erzwungen werden kann.

4. Soweit das Gesetz nichts anderes vor¬

schreibt, entscheidet bei Streit über Rechte und

Pflichten der Organe und ihrer Mitglieder, über

die Auslegung der Satzung und über die Gül¬

tigkeit der Wahlen nach | 33 RVO. die Auf¬

sichtsbehörde. Durch die^se Entschei¬

dungsbefugnis ist ihr gleichfalls ein

Mittel für die Handhabung der Aufsicht ge¬

geben. In allen Fällen des § 33 kommt stets

nur ein Streit innerhalb ein und derselben

Krankenkasse in Frage'0).
5. Gewisse Handlungen der Organe können

durch die» Aufsichtsorgane erzwungen wer¬

den. Generell ermöglicht § 31 Abs. 3, daß die

Aufsichtsbehörde die« Krankenkassenorgane

durch Geldzwangsstrafen anhalten kann, das

Gesetz und die Satzung zu befolgen« Dies

Zwangsstrafen können bis zu 1000 RM. be¬

tragen. Bin Spezialfall, in dem die- Aufsichts¬

behörde durcii Zwang gegen den Vorstand oder

dessen Vorsitzenden vorgehen kann, ist $ 557

Abs. 2, wo! ach die* Aufsichtsbehörde die* Kün¬

digung und Entlassung c ines Angestellten
zwangsweise ern ichen kann. Unter die Zwangs¬
mittel wird man auch zu rechnen haben die- im

§ 24 vorgesehene Amtsenthebung einer ge¬

wählten Person durch die Aufsichtsbehörde.

Die di i Aufsichtsbehörde zugestandene
Zwar gsstrafgewalt erstreckt sich jedoch nicht

auf die Erzwingung dei Kassenleistungen gegen¬

über Mitgliedern, da hierfür im <>. Buche dei

RVO. das Verfahren besonders geregelt ist.

Die Aufsichtsbehörde ist weder auf Antrag dei

Mitg ieder noch von Amts wegen kraft ihrer

Ai fsichtsgewalt zu Zwar gsstrafen gegen den

Kassenvorstand zwecks Ei rielung der alsbaldi¬

gen Gewährung der dem Mitglied zugesproche¬
nen KrankenunteiStützung ermächtigt.
Wohl zu unterscheiden von den Zwangs¬

strafen, die de:\ Zweck haben, ein bestimm-

f2) Verx! Anitliwhc Nachrichten. 190t. S. 25fr. Hanow,

Bd 1 i i o S. 26; Preuß. OVO. Bd. 76 S. 41. Bd. 7<*

S. »; Peters, i. a. O. S. 236 f.

I3> Vergl. Hanow, Bd, l a. a. O, S. MG.
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I Verhalten des Organs zu erzwingen, sind

die Ordnungsstrafen, die in ihrer Wir¬

ung zwar oft ähnlich sein mögen, aber ihrem

Wesen nach doch die Folge einer begangenen

Ordnungswidrigkeit sind- Sie sind in diesem

Zusammenhange nicht zu behandeln.

Die Beistandspflicht der Krankenkassen

jegeniiber den Finanzämtern kann nach der

ilich recht anfechtbaren Ansicht des Reichs-

. ersicherungsamts34) nicht durch die Aufsichts¬

behörde gemäß §§ 30, 377 Abs. 1, § 31 Abs. 3

RVO. erzwungen werden, da die Reichsabgaben¬

ordnung in § 202 ein besonderes Zwangsver¬
fahren vorsieht.

6. In einzelnen Füllen kann die Aufsichts-

(H-hörde sogar an Stelle der Kranken¬

kasse mit Wirkung für diese selbst

handeln. So kann sie nach § 32, falls die

Organe der Kasse entgegen ihrem Verlangen
nicht zu einer Sitzung einberufen werden, die

Sitzung selbst anberaumen und die Verhand¬

lungen leiten. Der schon erwähnte § 326 sieht

die rechtsverbindliche Feststellung einer

Satzungsänderung durch das Oberversiche¬

rungsarnt u. U. ohne einen entsprechenden Be¬

schluß der Krankenkassenorgane an deren Stelle

vor. Nach § 356 kann die Dienstordnung

rechtsverbindlich von der Aufsichtsbehörde

höherer Instanz festgestellt werden, falls die

Krankenkasse trotz Aufforderung in der ge¬

setzten Frist keine- Dienstordnung einreicht.

l;s ist aber unzulässig, wenn die Aufsichts¬

behörde- ohne Aufforderung an die Kasse- „der

Kürze halber
'

die* Anordnung deT Aenderung

der Dienstordnung sogleich selbst trifft. Das

steht im Widerspruch zu § 356. Von dem

zwangsweisen Hrlab einer Dienstordnung im

AufsichtsWege kann nur dann Gebrauch ge¬

macht werden, wenn die Organe der Kranken»

I .sse eine Pflicht zur Vorlegung verletzen,

i;.wieweit das bei Bestehen eines Tarifvertrags

/wischen Krankenkassen und den Angestellten¬
verbänden der Fall ist, hat Kaskel1*) für seine,

wie» oben erwähnt, bestrittene Ansicht bezüglich
der Priorität des Tarifvertrags vor der Dienst¬

ordnung gezeigt. Fndlich enthält auch $ 378

einen Fall des Handelns der Aufsichtsbehörde

tür eine Krankenkasse.

7. Sehr einschneidend ist das Aufsichtsmittel

der K e> m missarbestellung des § 379

'VO. Solange di" Wahlberechtigten sich wei¬

gern, zu den Kassenorganen zu wählen, bestellt

die Aufsichtsbehörde selbst die Mitglieder oder

Vertreter; und solange de*r Vorstand oder sein

Vorsitzender oder der Ausschub sich weigern,
ihnen obliegenden Geschäfte auszuführen,

nimmt sie das Versicherungsamt selbst oder

durch B e auftragt e (Kommissare) auf

Kosten der Kasse wahr. Ein Fingreifen der

Aufsichtsbehörde ist nur zulässig, wenn die

Organe der Kasse ihre gesetzlichen und statuta¬

rischen Obliegenheiten nicht erfüllen und deren

Erfüllung verweigern36). Eine der Kommissar¬

bestellung vorhergehende Androhung von Geld¬

strafen ist nicht erforderlich. Voraussetzung
dieser Aufsichtsmaßnahme ist aber nach § 379

Abs. 2, daß eine Pflicht zu positivem Han¬

deln, nicht nur zu einer Unterlassung besteht.

Die Nichtbefolgung einer lediglich von der

Aufsichtsbehörde erlassenen, aber im Gesetz

oder Statut nicht begründeten Anordnung
rechtfertigt nicht die Uebernahme der Ob¬

liegenheiten der Kassenoi gane durch einen

Kommissar oder die Aufsichtsbehörde selbst37).
Die Kommissarbestellung kann ohne vorherige
Anordnung dieser Maßnahme erfolgen38). Sie

darf nur so lange währen, als die Erfüllungs¬
verweigerung dauert59).

8. Als letztes Aufsichtsmittel endlich kommt

die Schließung der Krankenkasse in Be¬

tracht. Sie erfolgt unter den Voraussetzungen
des § 269 Abs. 2 in dem Verfahren des § 282

Abs. 3.

in.

Zuständig zur Ausübung der Aufsicht

über Krankenkassen ist das Versicherungsamt

(§ 377 Abs. 1). Die Anordnungen des Ver¬

sicherungsamts als Aufsichtsbehörde über Kran¬

kenkassen sind erstinstanzliche Entscheidungen
im Sinne des § 1792 RVO. Es sind daher da¬

gegen die Rechtsmittel des § 1797 RVO. ge¬

geben. Lehnt das Versicherungsamt ein Ein¬

schreiten von Aufsichts wegen ab, so steht nur

die Aufsichtsbeschwerde an den Regierungs¬

präsidenten, für Berlin an den Oberpräsidenten
offen. Die Rechtmäßigkeit der Anordnungen

des Versicherungsamts als Aufsichtsbehörde*

über Krankenkassen unterliegt der Nachprüfung
auch dann, wenn die Anordnungen den Richt¬

linien im Sinne des § 3(1 Abs. 2 entsprechen.
Die Richtlinien sind für dieBeschwerdeinstanzen

nicht bindend10).

Wenn auch das Obei versicherungsamt regel¬

mäßig in Aufsichtssachen ober Krankenkassen

nur Beschwerdeeinstanz ist41), so ist es in ein¬

zelnen, im Gesetz ausdrücklich erwähnten Fällen

doch auch in erster Instanz zustandig. Fälle

dieser Art sind z. B. die Genehmigung der

Satzung ($ 324) und de*r Dienstordnung ($ 355

Abs. 2) sowie die Ersatzvornahme- des $ 373.

Ein Versicherungsamt kann seinerseits nie¬

mals gegen eine Entscheidung des Oberver¬

sicherungsamts* durch die* eine von ihm er¬

lassene Anordnung gegen eine Krankenkasse

aufgehoben wird, weitere Beschwerde einlegen;

I4) Vergl. 1 ätsch. Bd. 17 s. 4.

*') Vcrxl 32. Jakrganf 1926, Nr I s. 131 dieser Zeit,

chrift.

M) Wr.;i. Preuß. OVO. Bd. 52 S. «3.

I?) Vergl, PrcaB. OVO. Bd. 49 s. 323.

*") Vergl, Amtliche Nachrichtea. 1919. S. 313

¦•) Vergl. RmIb, a. i 0. S_ 712.

4i) Vergl, Amtliche Nachrichten. 1924. S. 130.

•*) Vergl. Hanow, la Monatsschrift für Arbeiter« und An¬

gestelltemVersicherung J(>15. S -"• «untliche Nachi

1916. S. 431.
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als entscheidende Vorinstanz ist e-s durch die

Anordi uiii» d» v Oberversicherungsamts nicht

betroffen41).
Im Falle dts § S legt dei Vorsitzende des

Vorstandes selbst die Beschwerde ein, ist a

gewissermaßen an der Aufsichtsfühi ung ubei

die Kasse beteiligt. $ 8 begründet untei

den Voraussetzung« des Vordersatzes eine»

Pflichl des Vorsitzenden. Bei seinei Wei¬

gerung kann das Versicherungsamt für ihn

dnreh »-inen Beauftragten oder selbst gemäb
$ 379 Abs. 2 die» Beschwerde erheben.

Fesl steht in j dem Falle, dab für die« Frage,
ob die im J$$ i'K i77 RVO. aufgestellten gesetz¬
lichen Voraussetzungen des Einschreitens der

Aufsichtsbehörde gegeben und die ihr dort

gesteckten Grenzen eingehalten sind, niemals

die ordentlichen Gerichte zuständig sind11).

Die Beziehungen zwischen Aerzten und Krankenkassen.
Von 1*. Okraß, Charlottenburg.

VI. Die A i /1 s v 11 «- m •

Det
Begriff dts „Arztsystems" als solchem

ist vom ReichsaUSSchuß (R.\.| und auch

vom Gesetzgeber nichl eind*eutig festgelegt
worden. Man /ersteht darunter wohl die Art.

wie die einzelnen Kassenarzte von den Kranken

in Anspruch genommen werden, wie auch

gewisse Formen, die bei der Zulassung

von Aerzten /ur Kassenpraxis zu heachl i

sind. Ursprünglich faßte dei Abschnitt II

der Richtlinien über el, Arztvertrag (siehe
oben) „Zulassung und Arztsystem" zusammen.

I:rst spviiei winden besondere Bestimmungen
fttr das Arztsystem und für die Zulassung ge¬

schaffen.

Das Arztsystem sollte in eler Regel ausdrüi l~

lieh im Arztvertrag Festgelegt werden. Ist das

nicht geschehen, so mub aus der ständig, n

Uebung der Parteien, der Form des Vertrages
usw. geschlossen werden, welches Arztsystem
besteht. Besondere Vorsd riften bestehen \u\

die« Aenderung des Arztsystems. Nach 8 3b8m

Abs. 3 RYO. mub lx-i Vertragsstreitigkeiten
das Schiedsaml Ober die Frage eler Aenderung
de-s Arztsystems vorab entscheiden, wenn dafüi

von den Parteien ein wichtiget Grund geltend
gemacht wird. Nach $ J<>S o RVO. kann bei

Streitigkeiten über cla> Arztsystem i m m e r

Berufung an das Reichsschiedsamt eingelegt
weidt«n Nach de-r Rechtsprechung dts Reichs¬

schiedsamts liegt eine Aenderung des Arzt¬

systems auch dann vor, wenn das System im

allgemeinen zwar unverändert bleibt, in ein¬

zelnen Punkten aber davon abgewichen werden

soll. Dagegen ist /. B. die Regelung des Sprech¬
stundendienstes nicht als Aenderung des Arzt¬

systems angesehen wenden. Als Aenderung des

Arztsystems gill aber auch die Bildung von

Arztbezirken (siehe im Abschnitt Wege¬
gebühren), wenn dadurch das bishei bestehende

System in seinem Wesen Veranden wird.

Auch elie Begriffe dei einzelnen Arztsysteme
stehen nie ht s«> eindeutig lest, daß man sie mit

absolute! Sicherheit erklären könnte. Die Be¬

zeichnungen weiden vielfach aus al i Ueber-

lieferung beibehalten, weil <s mißlich Lst. un

ihnen etwas zu ändern, obwohl sie durchaus

nicht (1 .s umreißen, was sie ihrem Wortlaut

i u\ \ Bd i IS

nach auszudrücken sch-inen. Die Grenzen

zwischen den einzelnen Systemen sind vielmehi

r«c 1 | flüssig.
Im Gebrauch sind voj allem folgende Be¬

zeichnungen:
ai unbeschrankt freie Arztwahl,
b) organisierte freie Arztwahl,
c

.

bes< krankte Arztwahl,
dl Bezirksarztsystem,
ei festangestellte Aerzte«

Dazwischen liegen noch andere- Systeme, die

besondere Be zeit hntmg* n nicht führen, auch

kommen mehrere Systeme nebeneinander voi

ai Unbeschränkt freie Arztwahl

Ursprunglich bezeichnete man damit ein

System, dab die Kasse verpflichtete, alle vor-

handenen und zuziehenden Aerzte zur Kassen-

prazts zuzulassen, und die Versicherten be¬

rechtigte, sie alle nach freier Wahl in Anspruch
zu nehmen. In seiner reinen Form hat es wohl

nur sehi selten bestanden, da ein Teil von

Aerzten es immer abgelehnt hat, Kassenpraxis
zu treiben. Durch die* Zulassungsgrundsätze
des RA. ist dies System praktisch Oberhaupt
beseitigt, doch können Kassen, die das System
haben, die ungehinde rte Zulassung verlangen.

b) Die e> r g a n i s i e r \ r frei e- A r Z t -

wähl setzt den Vertragsabschluß einer Kasse

mit einer Aerzteorganisation voraus, die das

Arztsystem durchfuhrt. Es können jedoch auch

nichtorganisierte Aerzte dem Vertrag bettreten,
wenn sie sich ihm unterwerfen. Den Ver¬
sicherten steht die Wahl unter den hiernach

zur Kassenpiaxis berechtigten Aerzten frei.
Durch die Zulassungsgrundsätze ist aber die

Zahl der zuzulassenden Aerzte grundsätzlich be-

schränkt, so dab auch di. organisierte freie
Arztwahl im Grunde eint* beschränkte ge¬
worden ist.

t | Beschränkte Arztwah I. Hierbei

v\üd im Vertrage mil den Aerzten von vorn¬

herein eine bestimmte Zahl von Aerzten fest¬

gesetzt, die- untei keinen Umständen über¬

schritten werden darf. Oft werden die einzelnen

zugelassenen Aerzte noch namentlich im Ver¬

trag aufgeführt. Der Vertrag kann mit ehr

kassv-nai ztlichen ()i ganisotion abgeschlossen
werden, doch ist das nicht Voraussetzung. Die

_\ B M S. J*
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Zulassung von Aerzten ist davon abhängig, dab

mächst die Kasse überhaupt das Bedürfnis

dafür bejaht. Stellt allerdings die Kasse- einen

n sich erforderlichen Zulassungsantrag nicht,
nd wird dadurch die ausreichende ärztliche

Versorgung der Versicherten gi fährdet, so kann

las Oberversicherungsarnt nach $ '372 RVO.

eingreifen. Unter den zugelassenen Aerzten

steht den Versichert n im übrigen die Wahl frei.

el) Bei dem Bezirksarztsystem wird

der Kassenbereich in geographische Bezirke

lufgi teilt. Je der Bezirk wird mit einem odei

mehreren Aerzten besetzt, die« in den, meist

mit den kassenärztlichen Organisationen ab¬

geschlossenen V' rträgen namentlich benannt

sind. Das Kasse-nmitglied hat nur das Recht,

die lür seinen Be /irk zuständigen Aerzte in

Anspruch zu nehmen.

<» Festangestellte Aerzte. Dei

Grundzug diese s Systems, das bis jetzt sehr

selten ist, geht aus dem Namen hervor.

Der RA. Iat e in<- besondere Regelung der

„Bestimmungen über das Arztsystem*4 hir er-

[orderlich gehalten und sie unter dem 14. No¬

vember 1925 (Reichsarbeitsblatt S. 541) ver-

i »ffentlicht.

Ziffer 1 dieser Bestimmungen sieht vor, dal»

es allgemein be i dem vor dem 1 Dezember

1923 bestehenden Arztsystem bleiben soll, so¬

weit es vertraulich festgesetzt war. Wie ui:

sc hon oben betont haben, genießen auch nicht

vertraglich festgesetzte, aber tatsächlich durch-

gi führte Arztsysteme denselben S» hutz. Bei

Streit darüber, welches Arztsystem hiernach zu

gelten hat, entscheidet des Schiedsamt und

«ndgültig das Rt ichsschiedsamt. Sinei sich

beide feile einig, ><> soll eint- Aenderung des

Arztsystems eintreten, ebea se> wenn ein wich¬

tiger Grund dafür vorliegt. Hierüber ent¬

scheiden die Schiedsinstenzen. Der wichtige
(irund muß in iigendeiner hesor.de.en Beziehung
zu den Verhältnissen des Kasse*nbezirkes stehen,

allgemeine Erwägungen über Vorzüge des eine ..

oder anderen Systems Lre!t< n nichl als wichtiger

Grund. Unter den zugelassenen Ati/ten soll

dem Versicherten die Wahl freistellen, wenn

nichts anderes bestimmt *st.

Besonders interessant ist Zitl<
.

ö dei Be

Stimmungen, nach dei den Kassen di" Errich¬

tung von Sachleistungsinstituten ti eistt*ht. An

sie h haben die Kassen eiirs Recht ohne we iteres,

.aich ohne besondere Ermächtigung des RA.

:> > S ic hleistungsi istiti i kam von den V. i-

sicherten aber nu; nach Maßgabe dts be¬

stehenden Arztsyst ns in Anspruch genommen

werden. Die Aerzte dts Instituts müssen zui

h .ssenpraxis zugelassen st in. zum mindesten

< weit, als sie nicht nur di< Durchführung dei

ve n einem Kassenarzt angeordneten Behand-

lurgen überwachen, sondern s Ibst die Art cl. i

Behandlung anordn n. also die Rolle behandeln-

dei Ae'/te übernehmen. Füi reine Beratungs¬

stellen oder eliaenostisc! e Institute, in denen

überhaupt keine Behandlung stattfindet, gilt d

natürlich nicht.

I:ndlich stellen in Ziffer b die- Richtlinien noe h

einmal ausdrücklich lest, dab die Kass< n Ver¬

trauensärzte anstellen können. Vei traueensärzte

sind keine beliandelnde-n Kassenärzte. Die Kasse

braucht deshalb bei ihre r Anstellung nicht erst

den Zulassunesausschub betragen. Dage gen

muß sie die- Aerzteoiijanisation hören, doch ist

dert-n Einverständnis zur Anstellung eines Vei-

trauensarztes nicht erforderlich.

YII. Zuhissu n g von Kasse n a r z t e n.

In den Jahren 1924 und 1925 waren die

meisten Streitigkeiten, die- vor den Schieds¬

instanzen /ur Verhandlung kamen, solche über

die Rege lung der vertraglichen Be Ziehungen.
In neuerer Zeit treten sie- gegenüber den

Streitigkeiten über die- Zulassung zur Kasse*n~

piaxis bei weitem zurück. Wir habe-n t«s hier

in der Iat mit einer sehr diffizilen Materie zu

tun, die tief in die personlichen Verl'ältnisse

der einzelnen Aerzte eingreift. Vom RA. ist

sie geregelt in den ,,Bestimmungen über die«

Zulassung zur Kassenpraxis*4 vom 15, Mai 1925

(Reichsarbeitsblatt S. 539); sn- z rfallen wieder

in die:

ai Bestimmungen über das Verfahren bei der

Zulassung zur Kasse npraxis (Zulassungs-

bestimmungen),
bi Grundsätze für d'V Tätigkeit der Zu¬

lassungsausschüsse (Zulassungsgrund¬
satze).

Seit ihrem Erlaß sind sie wiederholt geändert,
außerdem durch Auslegung *n des RA. selbst,

die sich zum Teil noch wideisprechen, und Ent-

scheidungen des R^ichsscrhiedsamts recht un¬

übersichtlich geworden. Di r RA. hat deshalb

beschlossen, sie neu zu formulieren, doch

dürften sich die Vorarbeiten dazu noch ge¬

raume Zeit hinziehen, so dab eine WU trachtung

hier den Ereignissen nicht nachhinken wird.

ai Zulassungsbesti m m u n g e n. Sit

enthalten im wesentlichen Verfahrensvoi -

sc hr ittt n und sind des! alb schon im ei sten i<fcile

anseier Arbeit mitbehandelt woi Ien.

b) Zulassungsgrundsätze. Sie brin¬

gen das materielle Reicht und damit di*- i>

weitem wichtigeren Vorschriften, die füi die

Zulassung zu beachten sind. Neben ihne ist

dei kollektive Arztvertrag ^<Aern einei besteht.

zu beachten, Enthält er von den Zulassung

grundsatzen abweichende Vorschriften, so geht

ihnen sogai vor. Das \ insbesond

wichtig, st>v..it Abbauvorschrifter beistehen.

1 Normal zahl der Ae rzte. Grund-

satzlich geht der RA. davon aus. daß aut eine

bestimmte Zahl von Versicherten nur ein,- 1>,

stimmte Zahl von Aerzten entfa-Ien soll. (Noi

mal/ahl.) Sn- wurde aul 1 Ar/t auf I r>o Ver¬

sicherte im Bezirk des Versicherungsamts fest¬

setzt, Haben j'el<:<l_ die KaSS a I:.illil;. ;,

i



krankenpflege eingeführt, so sollen auf 1 Arzt

1000 Versicherte entfallen. Zur Feststellung der

Normalzahl werden die Versicherten sämtlicher

reichsgesetzlichen Kassen (einschließlich Ge¬

schäftsstellen von Eisenbahn- und Postkassen),

die im Bezirk des Versicherungsamts ihren Sitz

haben, zusammengezählt. Die Regelung ist

offenbar unpraktisch, da sic> auf die Wohnorte

der Versicherten ke«inc* Rücksicht nimmt. Eine-n

gewissen Ausgleich bietet dafür die Be¬

stimmung, d/ib arztlicht- Versorgungsbezirke

eingerichtet werden können, für die dann die

Berechnung der Normalzahl entspre-che-nd an-

gewandt wird. Die ärztlichen Versorgungs-

bezirke sind übrigens nicht mit de-n Arzt¬

bezirken ($ ÄAa RVO.) zu ve-rwechseln, die wir

im Abschnitt We-gegebühren behandelt haben.

Zwischen Allgemeinpraktikern und Fachärzten

ist bei Berechnung der Normalzali! kc in Unter¬

schied zu machen. Dagegen zählen Vertrauens¬

ärzte der Kassen nicht mit.

Be*i den meisten Kassen ist nun die Normal¬

zahl der Kassenärzte längst überschritten. Da

es nicht angehen kann, die- bc-rc-its in der

Kassenpraxis tütigen Ae-rzte zu entlassen,

nndererse its die* Kassen jedoch Wert darauf

legen müssen, dab sie nicht mehr Aerzte be*-

schäftigen brauchen als sie nötig haben, hat

deT RA. gewis.se

2. Sperrmabnahmen eingeführt. Bei

Kassen, bei denen weniger Versicherte auf einen

Arzt entlallen als der Normalzahl c-ntspricht,
jedoch mehr als zwei Drittel die-se r Zahl, tritt

für die Ae-rzte, die neu zugelassen werden

wollen, eine Wartezeit von einem Jährt- e-in.

Entfallen noch weniger als zw. ; Drittel der

Normalzahl auf den Arzt, so erhöht sich die

Wartezeit auf zwei Jährt-. Hier ergibt sich ein

Widerspruch insofern, als die- Normalzahl nach

dem Bezirk des Versicherungsamts berechnet

wird, während die Wartezeit auf die einzelne

Kasse abgestellt ist. Dem einzelnen Arzt wird

auf die« Wartezeit über lies noch eint- kurz oder

unmittelbar vor der Eintragung in das Arzt¬

register zurückgelegte Assist- ntenzeil zur

Hälfte angerechnet. Hat also ein Arzt vier

Assistentenjahre, so braucht er überhaupt keine

Wartezeit zurückzulegen. Da nun die Warte¬

zeil nicht ausreicht, um den Zustrom zur

Kassenpraxis einzudämmen, hat darüber hinaus

deT RA. bestimmt, dab k< inesfalls die Zahl der

am I. April 1924 zuge lasse :. n oder zulassungs¬

berechtigten Aerzte überschritten werden darf.

Diese Standardzahl wird nun durchweg

der Berechnung dei Zahl deT Aerzte zugrunde

gelegt. I ritt eine Lücke ein, so ist sie wieder

durc h Neuzulassungen aufzufüllen. Kassen unel

Aerzte können statt dessen auch eine andere

Standardzahl ve reinbaren. Offenbar werde n

aber auf diese Weise die obengenannten Nor-

malzaMen niemals erreicht werden. Das Reichs-

schiedsamt hat deshalb eine-n Abbau der

Kassenärzte tür zulässig gehalte-n, obwohl ehr

RA. gegensätzlicher Auffassung ist. Allerdings

ist die Notwendigkeit des Abbaues eingehend

zu prüfen. Der Abbau ist im Arztvertrage fest¬

zulegen; sind die Aerzte nicht einverstanden, so

kann er notfalls durch das Schiedsverfahren

erzwungen werden. In der Regel entscheidet das

Reichsschiedsamt dahin, dab die erste, fünfte,

zehnte und jede weitere fünfte freiwerdende

Arztstelle nicht wieder besetzt wird. Umgekehrt
ist in Ausnahmefällen auch evine

3. Ueberschreitung der Normal¬

zahl zulässig. Ortsansässige Aerzte können

über die Normalzahl hinaus zugelassen werden,

wenn sie* unmittelbar vorher mindestens zwei

Jahne am Orte oder auch in auswärtigen
Krankenanstalten tätig gewesen sind, und per¬

sönliche Gründe dafür sprechen. Als orts¬

ansässig gilt, wessen Familie (Eltern oder

Pflegeeltern) am Zulassungszeitpunkt seit min-

destens fünf Jahren am Orte* wohnt, oder de-r

sich selbst seit dieser Zeit am Orte aufhält. Ob

ein solcher Arzt zugelassen werden soll, bleibt

de-m fre-ien Ermessen des Zulassungsnusschusses
überlassen. Die Ueberschreitung der Normal¬

zahl soll abe-r eine Ausnahme bilden. Sie mub

deshalb dadurch ausgeglichen werden, dab

später entste^he-nde- Lücken nicht wiedc-r auf¬

gefüllt werden, bis die- Ueberschreitung wieder

ausgeglichen ist.

4. S o n d e- r b e s t i m m u n g e n. Ein Fach¬

arzt soll vor anderen zugelassen werden, wenn

die Kasse ein Be-dürfnis dafür nachweist Im

allgemeinen sollen Allgemeinpraktiker nicht

durch Fachärzte, Vertreter von Sonderfächern

hingegen nur durch Vert ter di s gleichen
Sonde-rfaches ersetzt werden. Hat ein prak¬
tischer Arzt einen räumlich begrenzten Bezirk

vorwie gend allein versorgt, so m u b bei seinem

Ausscheiden für diesen Be-zirk wieder e>in prak¬
tischer Arzt zugelassen werden. Festbesoldete,

pensionierte und auf Wartegeld gesetzte Aerzte

sollen in der Regel zur Kassenpraxis nicht neu

/.\\^{ lassen werden, wenn sie ein dienstliches

Einkommen in Höhe- de>s Anfangsgrundgehaltes

der Gruppe 11 RBO. erhalten. Nur wenn die

ärztliche Versorgung der Versicherten gefährdet

ist, kann davon abgesehen werden. Waren

solche Aerzte- jt-doch bereits zugelassen, so

können sie auf Grund dieser Vorschriit jeden¬
falls nicht ausgeschlossen werden

I ixistausch zwischen zwei Aerzten ist er¬

laubt, wenn m • beid- bereits zugelassene
Kassenärzte waren und di» beteiligten Kassen

eint ei standen sind.

5i DieGrundsäl z c f B r di e A u s m ¦ h 1

der Zuzulassenden sind im übrigen im einzelnen

aufgezählt im $ 4 der Zulassungsgrundsätze und

mögen zweckmäßig im Original nachgelassen

werden. Der Zulnssungsausschub entscheidet

nach freiem Ermessen, jedoch im Rahmen der

Zulassungsgrundsätze-, des Kollektivvertrages

und d» s Arztsvste ms.
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VIII. Schluß bemerk ungen.

Meine Ausführunger, die im Rahmen des zur

. fügung stehenden Raumes nur das Wcsent-

hste berühren konnten, werden gezeigt haben,

tb wir es beim Kassenärzterecht mit zum

il widerspruchsvollen, zum Teil noch un¬

zarten Bestimmungen usw. zu tun haben.

•

r Kassenangeste-llte mub deshalb, will er auf

cn laufenden bleiben, der Materie nicht nur

in eingehendes Studium widmen, sondcTn ihre

Entwicklung auch weiterhin aufmerksam ver¬

folgen. Mag auch ein grober Teil der Fragetx
zunächst nur Interesse für die geschäfts¬
leitenden Angestellten haben, so wirke-n sie zum

anderen doch auf den täglichen Dienst, be¬

sonders der Unterstützungsabteilung, zurück.

Dem weiterstrebenden Angestellten wird des¬

halb nicht erst gesagt werden müssen, wie

wichtig das Studium auch dieser Teile des Ver¬

sicherungsrechts für ihn ist.

Die Arbeitsteilung im Kassenvorstande.
Von Stadtrat H. von Fn

Was die RVO. iber den Kassen vorstand,

seine Wahl sowie- Zusammensetzung,

Befugnisse und elie Geschäftsführung ent-

.t, ist nur der äubere Rahmen, der durch

Satzung und diu Beschlüsse des Kassen-

sschusses und des Vorstandes selbst zu er-

.
anzen und nach Bedarf zu vervollständigen
• f. Es versteht sich von selbst, dab das Ge-

>e tz den Vorrang hat und dab die anderen zu-

indigen Stellen nichts an ihm ändern dürfen;

Mgnt die versehentlich, entgegen dem Gesetz,

von einem Oberversicherungsarnt erteilte Ge-

hmigung zu Abweichungen von der RVO.

önnte keine Gültigkeit beanspruchen: sie wäre

rechtswidrig und verdiente keine Beachtung.

Ebenso ist e*s unstatthaft, wenn der Kassen-

sschub von der Sitzung abgehen und be-

iebtg etwas anderes, als sie besagt, bestimmen

wollte, und in letzter Reihe ist e-s dem Kassen¬

vorstande verwehrt, sich über die Beschlüsse

des Ausschusses hinwegzusetzen^ der nun ein-

a] als die höchste i r. n e r e Instanz in Kassen-

..gelegenhe iten anzusehen ist.

Dies war vwauszuschicke-n, um die Befug-
isse des Kassenvorstandes richtig abzugre-n-

en und Mißverständnissen vorzubeugen, die«

eicht zu Fehlgriffen und zu sehr unangenehmen

Erörterungen führen könnten. Die Selbstver-

Itung der Krankenkassen ist ein kostbares

uit, aber sie- darf nicht gefährdet werden

'rch Irrtümer und f. Ische Mabi .n. die das

ingreifen der Airfsichtsbe-hörden he-raus-

ordern.

Der Kassenvorstand is' eine Körper-

C haft, ist ein Organ, eine- Ver tr e«

ung der Krankenkasse- und hat in dieser

: igenschaft durch das Ge setz und div Satzung

tchtvollkommenheite-n erhalten, deren Bedeu-

img nicht zu unterschätzen ist. Nicht das

/eine Vorstandsmitglied, sondern der Vor-

_nd in seiner Gesamtheit ist gemeint,

nn von ihm in den erwähnten Bestimmunger,

Rede ist. Ein selbstherrlicher Vorsitzender,

nach berühmten Mustern von sich sagen

/_:¦ : ,.Der Vorstand bin ich!", überschreitel

ine Rechte- und ist ein Schädling, gegen de-n

nan ankämpfen mub, denn in Tun und

reiben läuft auf eil Vergewaltigung de-r

nkenberg. Braunschweig.

anderen Vorstandsmitglieder, auf eine Gering¬

achtung ihrer gesetzlich gewährleisteten Rechte

hinaus.

Das schliebt natürlich nicht aus, daß man

sich über gewisse Obliegenheiten verständigt,

und so darf es als Gepflogenheit fast aller

Kassenvorstände betrachtet werden, eine Ar¬

beitsteilung unter ihren Mitgliedern ein¬

zuführen, wie sie auch sonst bei Körperschaften
und Vereinen üblich, zweckmäßig und vom

gesetzlichen Standpunkte aus unbedenklich ist.

Die RVO. hat in ihrem allgemeinen Teil

(§§ 5 bis 11) über die Organe der Versiche¬

rungsträger, zu denen unzweifelhaft auch die

Krankenkassenvorstände gehören, einige grund¬

legende Vorschriften erlassen. Danach ver¬

tritt der Kassenvorstand als gesetzlicher Ver¬

treter die Kasse gerichtlich und außergericht¬
lich. Die Satzung kann, soweit das Gesetz es

zuläßt, Beschränkungen des Umfanges der Ver¬

tretungsmacht mit Wirkung gegen Dritte fest¬

setzen und dabei anordnen, dab auch einzelne

Vorstandsmitglieder die Krankenkasse vertreten

können. Häufig ist dies in der Weise geschehen,

dab deT Vorsitzende und der Kassen-

»ihrer (auch „Schriftführer' genannt, doch

kommt eine Trennung der Befugnisse nicht

selten vor'; auf alle Fälle ist genau und sorg¬

fältig zwacken dem schriftführenden Vor¬

standsmitgliede und dem im Dienste

der Kasse stehenden Angestellten od»*r

Beamten zu unterscheiden, der die laufen¬

den Kassengeschäfte im täglichen Verkehr mit

den Versicherten, den Arbeitgebern, Aerzten,

Apothekern, Lieferanten usw. besorgt) gemeii -

same rechtsverbindliche Erklärung* abzu¬

geben befugt sind, so dab einer von ihnen

tür sich aliein vor dem Grundbuchamt, dein

Gericht, drr Sparkasse, einer Bank usw. nicht

mit rechtlicher Wirkung sich schriftlich exler

mündlich zu ubern vermaj Zum Aus¬

weise dei Beteiligten die-nt nach § f) Abs. 2

RVO. e>ine Bescheinigung des Versicherung

amts über di»- Zusammensetzung des Vorsl

de-s und über den Umfang der Verti -tr _^~

macht. Daraus ergibt sich, dab deT Versue h

unzuständiger Vorstandsmitglieder, verantwort-

he and maßgebende Erklärungen lür d



K..s^< abzugeben, an der \\ achsnmke-it der

Aufsichtsbehörde und de-i sorgfältigen Nach¬

prüfung des vorzule den Ausweises durch

die in Anspruch genommenen Stellen scheitern

We in ^ 10 bestimmt ist, daß tur die

Mitglieder d* s Vorstandes in der erforde

liehen Zahl Stellvertreter zu bestell

sinei. se> ist damit noch nicht dn Berechtigung

dieser Stellvertretei gegeben, nach Gutdüni

und Gefallen statt dei ordentlichen Mitgliedci
das Eli ml luszuüben: es muh genau unte

suchl und nötigenfalls mit Hüte des Versiche¬

rungsamts l *1 stellt werden, e>b wirklieh die

Voraussetzungen tür das Einrücken des Stell¬

vertreters dauernd odei vorübergehend gegeben
sind (Tod, Krankheit, Abwesenheit odei sonstige

Behinderung des rege Imübigen Mitgliedes).
Es ereignet sich icht selten, daß b

stim iii t • A u t g -" benkreis e durdi Vor-

standsbeschlufi eii zelnen Mitgliedern des Vbr-

st.i d« s ans \\*i/ gelegt werden, ähnlich \Ni»

mar. bei einer Behörde die Arbeitsgebiete (.,!)•-

zernate • verteilt. Beispielsweise komm! *s bei

grö6eren Kassen vor, daß cit. eine mit den

Bank- und Verroögensangt*lefj heiten, ein

anderer mit dei Sorge für ein Genesungsheim,
eine Zahnklinik, ein.- Badeanstalt, ein drittel

n it der Regelung des Ueberwachungsdienstes

(Krankenaufsicht) betraut wird usw l)i«s Vor¬

gehe beruhl »t dei einfachen und gerecht¬
fertigten Erwägung, dafi eine Entlastung d« >

Vorsitzenden durch die Verhältnisse gebotei
erscheint: es hiebe R ubbau mit seiner Arbeits¬

kraft und seiner B gkeit zur Führu

des wichtigen Ehrenamts treiben, wenn er stets

u n mittel b s i in Anspruch _
omme n we

den mühte, sobald jemand mil de: Auskunft

oder dem Bescheid an d»*i d Schäftsstelle nicht

einverstanden ist und dagegen» „angehen" \%

Man braucht nicht zu besorgen, dab di- Zii

r Kasse deshalb seinen Händen entgleit
würden: es handelt sich nur darum, de-n eis*

Anprall, di« manchmal recht zeitraubenden ui

wenig erquicklichen Erörtert n mit Ur/

friedenen durch ein anderes Vorstandsmitg]

. 1 zufangen und die Sache nach Möglichke

weiter spruchreif vorzubereiten, bis der Vo

stand zusammentritt und die- Sache entscheide

Dei Vorsitzende wiid meistens schon vor dt

Sitzung, bei Anberaumung der Tagesordnui
sah aber den Stand der Angelegenheit unter-

: chten, damit er wie ej • Art von Mitberic$ii
erstatter auf Grund eigener Aktenkenntnis

i ie Beratung eil wirk« i und vi< lleicht noch

Erhebungen, Rückfragen u. dgl. ranlasse

kann.

h. manchei I (/. B. bei der Anordnu*

d»r Krankenhausbehandlung eines Versichei

nach ^ IS4 RVO. im Namen der Kasse) k

der Kassenvorstand der, Vorsitz i nde

oder auch dem Geschäftsführer die V o 11

macht geben, rechtsverbindliche Verfüg n

gen zu treffen. Um räch aufien hin gedee
ze? seu,. ist t s rats m. solche Beschlüsse in d

Niede rschriftsbuch füi Vcrstandssitzungen iuf-

zunehme

Die- Arbeitsteilung st tzt voraus» dal» |ede

Vorstandsmitglied das Wo: des Ganze

über seine Einzelwünsche stellt und sieh d»

(•. samt heit willig unterordnet. Wer di»

tut, der eignet sich für di«- darin liegende Ei

mächtigui wer es nicht vermag, den so:

in i icht ii die L y bringe ,
dei Kasse dun l

Eigei n.a<ht und Rechthaberei Ungelegei

lc i\ zu bereite

Rechtsmittel aut dem Gebiete der Krankenversicherung.
Von Regieru gsdirektoi Dr. i

Ze; Eii • itung einige Worte übe i d«en Auf¬

bau und Aufgabenkreis dei Ve^rsicherungs-

behördei Ais solche kommen in Frage: di»

Ve siehe rufsiimter, ie Obi :\ »i^ herungsr-

ämte das Reidisversicherung*. und an

seinei Stelle in «in». Ländern die Landes-

sichei %* mtei.

Die V e r sich ern _sämtei sind ;?•,• el-

bei d- unteren Verwaltungsbehörde
ais 1 se dere Abteilungen eil ge htet; je ich

der Bes heit der unteren Verwaltungs-
'

t n an ^* llicl und [

meindiiehe Versicheren g«
*

;. Dn Entschei¬

dungen tritit entwedei allein der Vorsitzende,
ti s ist i Leite dei unteren Verwaltungs-

dessen Stellvertreter, oder er

Iriffl sie mit Zuziehung je eil es Vertreters der

Pt . P

ur. Hassen st e i i .
Stettin.*)

Versicherten und dtr Arbeitgeber. Im letzter.

Falle unterscheide t man Spruchauss* hufi um

Beschlubausschub, deren Zuständigkeit im Ge

unz gei iu geregell ist. Das Versiehe

rungsamt führt die Autsicht über die Kranke

I ssen und Kassenverbände, es ents beide!

Feststellungsverfahren stei Instai übe

die Ansprüche der Berechtigten ts der Kra

nve rsicherung, im sonstigen Sprue! verfahi

in erster Instanz übt r Ersatz- und Erstattung*

anspräche im Bereiche dei RV< > < dl ich in

schlübverfuhren in ei Instanz über di»

r ssenzugehörigkeil sowie über di« Versiehe«

rungspflid und die Beitragsleistui in cl

Krankenversieherui g

Die Obei i ?• r s i c h e i u n g s S in t ei si

staatlich«- Behörden, di. entweder selbststäne

errichtet ode last überall «n höht

Reichs- odei Staatsbehörden a gliedert sind.

üben h.. sichtlich der ärztlichen Versorgui _.

und der Ai ittelversorgung unmittelbar die
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Aufsicht über die Krankenkassen aus, im übri-

jen sind sie Spruch-, Beschlufl- und Aufsichts¬

behörden zweiter I istanz. Im FestStellungS-
»nd sonstigen Spruchverfahren entscheidet die*

Spruchkammer, die aus einem Mitgliede des

OVA« als Vorsitzendem und je einem Beisitzer

r Arbeitgeber und der Versicherten besteht.

Die Beschlubkammer, die aus dem Vorsitzenden

•les OVA-, einem Mitgliede und zwei Beisitzern

steht, entscheidet in den vom Gesetz beson¬

ders vorgesehenen Fällen. De • Vorsitzende

nn ihr auch and* re Beschlufisachen über«

isen, sofern es sich um Fragen von grund¬
sätzlicher Bedeutung handelt, er kann si- aber

auch ausschalten und aliein entscheiden, falls

nicht eine Partei die Entscheidung der Beschlub¬

kammer ausdrücklich verlangt hat, und /wer

vor Erlab der Entscheidung. Das gleiche gilt,
wie- ich nachholend be merke, auch für den Vor¬

sitzenden des BeschluBausschusse s. A nders

kl es mit den sogenannten Vorentscheidun¬

gen des Vorsitzenden im Spruchverfahren, hie-r

kann die- inzufriedene Partei nadi Erlab d< r

Vorentscheidung binnen einem Monat Antrag
aul mündliche Verhandlung vor dem Spruch-
ausschufi oder der Spruchkammer stellen, wenn

sie- es nichl vorzieht, dasjenige Rechtsmittel

einzulegen, welche gegen das Urteil zulässig

wäre.

Das Reichst er si eher un gsamt
eine se Ibständige Reichsbehörde und nimmt

die- Geschäfte de-r Reichsversicherung ais

oberste Spruch-. Beschluß- und Aufsichts¬

behörde w. hr. Was beim OVA. Kammer

he ibt, heibt beim RVA. Senat, also Spruchsenat
wd Be schlubsenat. Nicht zuständig ist das

RVA für Entscheidungen über die äußere Or¬

ganisation der Krankenkassel hier tnt¬

scheiden vielmehr die oberste . Verwaltungs¬
behörden de r Länder.

Zur Wahrung der Einheitlichkeit eler Recht¬

sprechung ist bein RVA. sowohl in Spruch¬
ais auch in Beschlubsachen noch de: Große

Senat ge sch iffen, dessen Machtvollkommenheit

sich auch auf die Senate der Landesversiche-

mter erstreckt. Diese Lande sversiche-

rengsämter treten in Bayern, Sachsen und B -

tnn weiter sind keine eingerichtet .
die

Stelle des Reichsversicherungsamts, soweit d s

(ie sc -/ es vorschreibt.

Nun komme ich zu den einzelnen Rechts¬

mitteln, die, soweit das Gesetz nichts ande¬

res voi schreibt, binnen einem Monat nach /

Stellung der angefochte Entscheidui g einzu-

legei sind, und zwe . r ig bei der Stelle,

die- zu entscheiden hat; doch gilt die Frist auch

im als gewahrt, wenn das Rechtsmittel recht-

z< itig bei einei anderen inländischen Behörde

oder bei einem Org in der Versicherungsträgei
e ing«"gange ist. H Rechtsmittel bewirk

Aufschub ntu d^i. wo de s Ge seta ( s vorschreibt.

Die- Rechtsmittel iuI dem Gebiete der Kran¬

kenversicherung richte:, sich entweder gep*

Entscheidungen der Krankenkassen und Ver¬

sicherungsbehörden im Spruchverfahre oder

ge gen Beschlüsse und Verfügungen der Ve-r-

sicherungsbehörden, wozu auch Strafver-

fügungen ($ 529ff.) sowie- Anordnungen dei

Aufsichtsbehörden gehören. Neben Versiehe -

rungsamt, Oberversicherungsarnt, Reichsver¬

sicherungsamt kommen für den Rechtsmitte 1-

n^nv^ noch in Frage- die oberste Verwaltungs»
behörde und in Pie üben in gewissem Umfange
der Regierungspräsident, da diese m die- Auf¬

sicht übe; die Versicherungsämter obliegt.
Bei Streit über Leistungen aus de-r Kranken¬

versicherung entscheidet in i rster Instanz a u l

A n trag der Spruchausschuh d s Versiehe -

rungsamts. soweit nicht in einzelnen, war iet;

bedeutungsvollen Fällen dem Vorsitzenden

allein die Entscheidung obliegt, die ebenfalls

nach öffentlicher mündlicher Verhandlung' ge -

tällt wird. Dies ist der Fall, wenn es sich ledig¬
lich um rechnerische Feststellung der Dauer

und der Höhe der Krankenhilie handelt, um Ge¬

währung von Krankenhauspflege an Stelle der

Krankenhilfe, im Sterbegeld oder um Leistun-

ge n, deren Gesamtwert einen vom Reichsar¬

beitsminister festzusetzenden Betraf? nicht übei-

steigt.
Streit kann erst d inn entstehen, wenn die-

Krankenkasse eder der sonst Verpflichtete' z

dein Antrat! Stellung genommen hat, denn im

Gegensatz zu den Ansprüchen aul dem Gebiet

der Unfallversiche rung werden die Leistungen

aus dei Kranke-[.versiehe iur g nur auf A n t r a g

festgestellt.
Zuständig ist dts Versicherungsamt, in dessen

Bezirk der Versicherte zi r Zeit des Antrags

wohr t oder be schrittigt ist, nötigenfalls ist dei

lt tzte Wohn- oder Beschäftigungsort im Inlande

maßgebend, letztenfalls der Sitz des Betriebes,

in den; der Versicherte beschäftigt ist oder zu¬

letzt besrhäftigt war. Bei Zuständigkeit mehre¬

rer Versicherungsamt« i entscheidet elas zuerst

ang* <»ang* r.e. bei Stie it über die Zuständigkeit

das übergeordnete Oberversicherungsarnt, oder,

wenn ei: solches rieht vorhanden ist, das

Reichsve rsicherungsamt, und zwai endgültig

mit bindender Wirkung für die Instanz.

Der Vorsitzende kann in allei Sachen oh

mündliche Verhandle i g eine Vorentschi idui g

treffen, gege die neben dem Antrag auf münd¬

liche Verhandlung dasjenige Rechtsmittel ei

gelegt werden k. d n elas Urteil zu¬

lässig gewesen wäre. Nach einei Entscheid'

des Reichsversie hei ungsamts dui ften Voi et

Scheidungen nicht mehi getroffen werden, wenn

.• müi d ic le- V» \ handlui g st ttge

funden hat. < >!» Vorentscheidung noch zulässig

sei. wei w h< reits • ii i Beweisaufnahme statu

funden hat, hatte das Reichs\ ersichei ui gsaml

dahingestellt gelassen. Die Rechtsübung di

Versieht rungsamt«! r und dt r Oberversicherungs..

ämter, bei denen Von i tscheidung ebenfalls

lässig ist nicht be im ReichsversicherungS-
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amt —, war über dieses Bedenken aber hinweg¬

gegangen und der Gesetzgeber hat in der Ver¬

ordnung vom 30. Oktober 1923, die aus Spar¬

samkeitsrücksichten auf möglichste Einschrän¬

kung de-r mündlichen Verhandlung ausgeht,

diese Uebung zum Gesetz erhoben. Eine Be¬

einträchtigung der Rechtssuchenden durch den

Erlab einer Vorentscheidung ist auch im allge¬

meinen nicht zu befürchten, im Gegenteil wer¬

den sie häufig aus der Vorentscheidung ersehen

können, welche Behauptungen oder Beweis»

mittel sie noch beizubringen haben, um mit

dem Antrag auf mündliche- Verhandlung das

Versäumte nachzuholen.

Der für den Rechtsmittelgang auberordent-

lich wichtige $ 1551 gibt ganz genau an, welche

Leistungen als Leistungen aus der Kranken¬

versicherung zu gelten haben. Eine Aufzäh¬

lung im einzelnen vermeide ich und weise- nur

darauf hin, dab hierunter auch Ansprüche

gegen die Träger der Unfallversicherung und

der Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung,

sowie gegen Gemeinden, Unternehmer und Ar-

beitgeber fallen, Ansprüche, die* zum Teil den

Krankenkassen selber gegen die Genannten zu¬

stehen, lieber alle diese Ansprüche und Lei¬

stungen hat also nach § 163ö das Versiche¬

rungsamt ebenso zu entscheiden wie über die

im Eeststellungsveifahren erhobenen Ansprüche

an die- Krankenkassen.

Es gibt aber auch noch sogenannte „andere

Spruchsachen", die für die Krankenkassen von

Wichtigkeit sind, weil darin über bestimmte

Streitigkeiten der Kassen untereinander über

Erstattungsansprüche sowie über Streitigkeiten

der Kassen mit den Arbeitgebern oder mit Er¬

satzkosten oder mit Gemeinden, Annenverbän-

den, Versicherungsanstalten und Berutsge-

nOSSenschaften entschieden wird. Alle diese»

Vorschriften mub der Kassenangestellte kennen,

wenn auch natürlich nicht auswendig — dazu

sind sie zu vielse itig und buntscheckig —

,
aber

er muh wissen, dali sie» vorhanden und

wo sie zu finden und wie sie anzuwen¬

den sind, denn wenn auch hier, wie bei den

anderen Spruchsachen auf dem Gebiet der

Krankenversicherung, ^ r Spruchausschuß des

Versicherungsamts erste Inatanz ist, so ist doch

der weitere Rechtsmittelgang ein anderer« So

ist zum Beispiel gegen Vorentscheidungen in

diesen Verfahren nicht der Antrag auf münd¬

liche- Verhandlung, sondern mir das Rechts¬

mitte-1 zulässig, so dab c-ine Vorentscheidung

des Vorsitzenden der Spruchkammer des Ober¬

versicherungsamtes endgültig ist, wenn das Ur¬

teil der Spruchkammer endgültig gewesen wäre.

Auch bewirken Berufung und Revision Auf¬

schub, wenn es sich um 'Ersatzansprüche
handelt. Dies ist sonst nie ht aer Fall, d*?nn

nach § 130 RVO. bewirken Rechtsmittel Auf¬

schub nur da, wo das Gesetz es vorschreibt,

und die Befugnis der entscheidenden Behörde,

den Vollzug der angefochtenen Entscheidung

auszusetzen, gilt nur für das Beschwerde-

verfahren. Hiernach hat die Berufung in Kran¬

kenversicherungssachen keine aufschiebende

Wirkung, selbst wenn es sich um Nachzahlun¬

gen für eine längere Zeit handelt. Denn der

§ 1710, der den Versicherungsträger vor sol¬

chen Nachzahlungen vor endgültiger Entschei¬

dung durch das Reichsversicherungsamt

schützt, gilt nur für das Revisionsverfahren. Dies

hat das Reichsversicherungsamt in einer grund¬

sätzlichen Entscheidung vom 13. Juli 1990 auf

weitere Beschwerde einer Krankenkasse gegen

das Versicherungsamt ausdrücklich ausge¬

sprochen, obgleich es nicht verkennt, dab diese

gesetzliche Regelung bei der besonderen Ge¬

staltung der Verhältnisse der Krankenversiche¬

rung nicht für alle Fälle befriedigt, denn hier¬

nach kann ein Kläger, der vor dem Versiche¬

rungsamt ein obsiegendes Urteil gegen eine

Krankenkasse erstritten hat, trotz eingelegter

Berufung die Vollstreckung des Urteils noch

vor der Entscheidung des Oberversicherungs¬

amts verlangen. Fällt diese zuungunsten des

Klägers aus, so wird es für die Krankenkasse

meistens schwierig, wenn nicht unmöglich sein,

den eingezogenen Betrag wieder zurückzu¬

erhalten.

Gegen das Urteil des Versicherungs-

amts ist ganz allgemein das Rechtsmittel der

Berufung an die Spruchkammer des für das

Versicherungsamt zuständigen Oberversiche¬

rungsamts zulässig. Sie mub, wie auch — von ge¬

ringfügigen Ausnahmen abgesehen — die sonsti¬

gen Rechtsmittel, binnen einem Monat nach

Zustellung er angefochtenen Entscheidung ein¬

gelegt we.den, und zwar bei dem Oberversiche¬

rungsarnt, doch gilt die Frist auch dann als ge¬

wahrt, wenn das Ree Htsmittel rechtzeitig bei

einer anderen inländischen Behörde oder bei

einem Organ der Versicherungsträger einge¬

gangen ist.

Die Berufung mub schriftlich eingelegt

werden, sie kann aber auch zu Protokoll einer

inländischen Behörde oder eines Organs der

Versichert.;-'rsträger gegeben werden. Sie mub

von dem Beteiligten selbst oder von seinem

gesetzlichen Vertreter oder von einem Bevoll¬

mächtigten unterzeichnet sein. Mit Rücksicht

auf h-tztere Bestimmung hat das Reichsver¬

sicherungsamt durch eine grundsätzliche Ent¬

scheidung vom 27. September 1923 im Gegen¬

satz zu dem Reichsversorgungsgericht und dem

Bayerischen Landesversicherungsamt die Ein-

legung der Berufung durch Fernsprecher
für unwirksam erklärt, selbst wenn diese durch

einen Vermerk in den Akten beurkundet wird.

Dies steht in einem ge-wissen Widerspruch zu

der vom Reichsversicherungsamt früher vertre¬

tenen Ansicht, dab der Mangel der Unter¬

schrift, ja sogar die fehlende Vollmacht für den

die Berufung einlegenden Vertreter auch nach

Ablauf der Berufungsfrist rechtswirksam er¬

gänzt werden kann. Ob das Reichsversiche-
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agsamt auch diese mildere Auffassung zu¬

gunsten der Beteiligten aufzugeben geneigt

,

entzieht sich meiner Kenntnis. Die Unter-

Ui ift muß auf Verlangen des Gerichts amt-

h beglaubigt werden, doch kann der Geg-
r die Be?glaubigung nicht beanspruchen.

Die Spruchkammer, die jetzt nur in einer

Setzung von zwei Beisitzern entscheidet, kann

Sache an die Vorinstanz oder on den Ver*

he rungsträger zurückweisen, wenn sie- das

gefochtene Urteil deshalb aufhebt, weil das

: fahren an einem wesentlichen Mangel leidest.

i übrigen entsche idet sie nach freiem Er-

ssen. Das Oberve rsicherungsnmt kann eben-

v- wie das Versicherungsamt auch andere Ver-

herungsträger beiladen, auch sonstige Dritte,
an dem Ausgang des Verfahrens ein be--

e htigtes Interesse Naben, auf Antrag eder

n Amts wegen zum Verfahren zuziehen. Diese»

-md auch ohne Zuziehung je?dcTzeit berechtigt,
dem Verfahren beizutreten, Ausführungen zu

sehen und Anträge zu stellen, erhalten damit

«her nicht Parteirechte, insbesondere nicht das

lacht, Rechtsmittel einzulegen. Etwas andere!

ist es natürlich, wenn ein am Streite nicht be-

I iligter Versicherungsträger beige«
laden und auf Grund des § 1687 zur Entschä-

digung verurteilt wird; dies gilt aber nur für

I rager der Unfallversicherung und im Ver-

i ihren vor dem Oberversicherungsamt
Gegen die Urteile der Spruchkammer des

Oberversicherungsamts in Sachen

der Krankenversicherung ist Revision beim

Reichsversicherungsamt zulässig. Sie ist aus¬

schlössen, wenn es sich um die Höhe des

Kranken-, Haus- oder Sterbegeldes handelt oder

um Unterstützungsfalle, in denen deT Kranke»

nicht ode/ weniger als 3 Wochen arbeitsunfähig
:, oder lim Wochenhilfe, Familienhilfe, Ab¬

findung und Kosten des Verfahrens. Hierin ist

uch durch die Verordnung über Vereinfachun-

n in der Sozialversicherung vom V) Oktober

1923 nichts geändert worden, die- für die Un-

111 Versicherung sehr einschneidende Be¬

stimmungen über den Rechtsmittelgang ge-

offen hat Steht es fest, dab das Urteil mit

r Revision nicht angegriffen werden kann, so

t dies der Vorsitzende« der Spruchkammer
s Oberversicherungsamtes am Schlüsse- des

üteils zu vermerken. Andere Rechtsmittelbe-
hr ungen, wie- sie z. B. im Verfahren in Ver-

trguftgssachen vorgesehen sind, brauchen

icht gegeben zu werden.

Die Revision kann n u r darauf gestützt
• rden, dab das angefochtene« Urteil auf inan-

elhafter Rechtsanwendung oder auf einem

eistobe wider den klaren Inhalt der Akten be-

die, oder dab das Vt rtahren an wesentlichen

ingein leide. Der vom Oberversicherungsamt
•hne solche Mängel festgestellte» Tatbestand

nn nicht angefochten werden.

Unter das Spruchverfahren fällt auch noch

lie W i e d e r a uf nah m e des Verfahrens,

die kein eigentliches Rechtsmittel, sondern

einen sogenannten außerordentlichen Rechts-

behelf darstellt. Sie kann sowohl auf Antrag

als auch von Amts wegen eingeleitet werden

und soll verhüten, dab eine Partei dadurch ge*-

schädigt werde, daß Formmängel, unzureichende

Vertretung, Eidesverletzung oder andere straf¬

bare Handlungen Beteiligter, oder verspätete»

Auffindung von Urkunden ohne Verschulden deT

Partei zu einem Urteil geführt haben, das an¬

dernfalls möglicherweise zu ihren Gunsten aus¬

gefallen wäre Nur rechtskräftige Urteile

können auf diese Weise angefochten oder ab¬

geändert werden, ebenso rechtskräftige Be--

scheide eines Versicherungsträgers.
Soweit die Reichsversieherungsordnung

nicht ausdrücklich das Spruchverfahren vor¬

schreibt, ergehen die Entscheidungen der Ver¬

sicherungsbehörden im Beschlußverfah¬

ren. Das Gesetz bestimmt, welche Beschluß-

Sachen durch Beschlußausschub, Beschluß¬

kammer oder Beschlußsenat zu entscheiden sind

Zu diesen muß der Vorsitzende Beisitzer zu¬

ziehen, die sowohl beim Versicherungsamt als

auch beim Oberversicherungsarnt und Reichs¬

versicherungsamt aus zwei VersicherungsveT-
tretern — je einem Arbeitgeber und einem Ver-

sicherten — bestehen, zu denen beim Ober¬

versicherungsarnt ein beamtetes Mitglied —

eine Zeitlang fiel das letztere aus —, beim

Reichsversicherungsamt noch ein stündiges Mit¬

glied des Reichsversicherungsamts und ein vom

Reichsrat gewähltes nicht ständiges Mitglied
kommen. Allerdings kann der Vorsitzende des

Beschlußairsschusses und der Beschlußkammer

auch in diesen Sachen ohne Beisitzer entscheiden,
und zwar zunächst einmal im Wege der Vor¬

entscheidung, die, wie- das Reichsversiche--

rungsamt ausdrücklich festgestellt hat, im Be¬

schlußverfahren in demselben Umfange zulässig

ist, wie im Spruchverfahren. Die Partei kann,

- enn sie- mit der Entscheidung nicht zufrieden

ist, Antrag auf Beschlußfassung mit Beisitzern

stellen. Anders liegt der Fall, wenn der Vor¬

sitzende des Beschlußausschusses oder de-r Be-

Schlußkammer von dem ihm durch die Verord¬

nung vom 30. Oktober 1^23 verbliebenen Rechte

Gebrauch macht, selbständig in allen Fällen zu

entscheidet!, wo nicht eine Partei die- Entschei¬

dung des Beschlußausschusses oder dei Be-

Schlußkammer ausdrücklich verlangt. Dieses

Verlangen mub gestellt werden, b e v o r die

Entscheidung gefällt ist, nachher ist nur das

Re chtsmittel zulässig, das gegen die Entschei¬

dung des Beschlußausschusses oder dei Be-

schluäkammer zulässig wäre-, also unter Um¬

ständen gar keines. Wenn auch kaum anzu¬

nehmen ist, dab die Vorsitzenden mit dieser

Befugnis Mißbrauch treiben werden, so werden

doch die Beteiligten gut tun, in wichtigeren
Fällen gleich bei Stellung des Antrages exler

bei Einreichung der Beschwerde ausdrücklich

die Entscheidung mit Beisitzern zu verlangen.
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Für K r o n k enk n ssen kann dies wichtig

weieh-n bei Beschwerden aus § 377 RVO. über

Anordnungen der Aufsii htsbehorde, füi Kas-

senanffestellte bei Streitigkeiten aus dem Dienst¬

verhältnisse, wo zunne Ist Best Mußausschuß

und Beschlußkammei zu entscheiden haben.

Was nun de n Rechtsmittel g a n g anbe¬

trifft, sei gehen Beschwerden gegen die Fnt-

s< heidungen dei Krankenkassen an das zustän¬

dige Versicherungsamt. Für Beschwerden gegen

ein« Entscheidungen de s Versie herungsamts in

erstei Instant ist das Oberversicherungsamt zu¬

ständig, füi Beschwerden ge gen Entscheidun¬

gen d« s Oberversicherungsamts das Reichsver¬

sicherungsamt. Die zur Entscheidung berufe

Behörde kann, wie ich bereits erwähnte», im

Gegensatz zum Spruchverfahren die Vollziehung
en i durch Beschwerde angefochtenen Entschei¬

dung aussetzen« Für die we itere Be¬

st h werde gilt derselbe Rechtsmittelgang.
Die« aul weitere Beschwerde erlassenen Ent-

icheidungen des ()berversicherungsamts sind

endgültig.
Alle diese Vorschriften gelten aber nur als

Regelfall« wenn das Gesetz nichts anderes

vorschreibt, und dies ist 1 aufig geschehen. So

entscheide! das Versicherungsamt in erster In¬

stanz endg ültig bei Streit zwischen dem

Arbeitgebei und seinen Beschäftigten über die

Berechnung und Anrechnung ihn i Beitragsteile,
desgleichen bei Streit zwischen dem Dienstbe¬

rechtigten und. dei Krankenkasse über die

ein« m Dienstboten zu gewährende erweiterte

Krankenpfleg Auch wenn das Oberversich -

rungsamt seine Zustimmung zu einer Sat-

zungsbest i m m u n g \ersagt, ist diese

Entscheidung e ndgültig. Noc h häufige r sind che

Falle, wo zwar di»- Beschwerde, nid t abei die

weitere Best Itw erde - gegeben ist, wo also die

Versicherungsbehörde aul Beschwerd - end¬

gültig entscheidet. Als Beispiel führe ich

$ 52*) RVO. an, wonach dei Vorstand einei

Krankenkasse einen Versicherten wegen Uebei

ttetung dei Kranke nordn e g bestrafen

kann und das Versieherui ml über die- Be¬

seht* it!*- des Betroffenen endgültig entscheidet.

In anderen Füllen gehl die Beschwerde an die

Aufsii h t s 1) e h ö rde, die tu; Kranke n-

kassen wiederum is Versicherun samt ist.

Das» s entscheidet endgültig, wem dei Vor¬

sitzende des Vorstandes einen Unternehme

odei anderen Arbeitgeber, dei eine Wahl ohne

zulässigen (und ablehnt, (Klei ein Mitglied des

Vorstandes, da sieh seinei Pflichten entzieht,
ie.it Str nie belegt. Bei Strafverfügungei
muh übe rhaupt je desmal d< r Re ( htsmittelzug

is eingehendste geprüft werden, da hiei viele

Abweichungen von der Regc*l vorkommen, die

ic h im einzelne! nicht aufführen wi

I manchen Fällen gehl elie* Beschwerde in

letztei Instanz nicht an das Reichsversiche¬

rungsamt, sondern an die ober st e V - r * h I -

t u n u Sj b v li ü : d Es 1 andeh sie h hiei um

Organisationsfragen, d. h. in der Rege] i

Fälle, wo das Oberversicherungsami eine vei

w a Iten de Tätigkeit ausübt, z. B. wenn

elie» Genehmigung zur Errichtung eil er Kass

erteilt oder versagt, od-r wenn es über Ve

einigung, Ausscheidung und Auflösung \t

Krankenkassen beschließt, oder wenn es in d

ärztliche Versorgung der Krankenkassen eii

greift, sei es durch Erteilung der Erxnachtigun
aus § 370, elie bei Streitigkeiten zwischen Krai

kenkassen und Aerzten vielfach hat tnAnspru*
genommen werden müssen, sei es durch Ai

Ordnungen, die eine Heranziehung weiten

Aerzte, Zahnärzte oder Krankenhäuser I*

zwecken. In allen diesen Fällen ist das Reichs

versichei ungsamt ausgeschaltet
Auch dann entscheidet aul Besehwerde- ene

g ültig die oberste Verwaltungsbehörde, wem

ein Ober vn rsicherungsamt sein" G e n e h in i

g u n g zu einer Dienstordnung oder z

deren Abänderung versagt, dagegen bildet d

Re ichsve rsiche:ungsamt die letzte- Instanz, wer

es sich um Streit über die A n w en d u n k

«.nd Aus! e g ^ n g einer rechtsgültig erlas

senen Dienstordnung handelt, vorausge sei

daß weitere Beschwerde überhaupt zulässig ist

Dieser Fall wird jedoch nur seitin vo

kommen, denn ich erinnere an die Vor

si hrift dt s ^ 358, wonach über Streitigkeit« i

..us dein Dienstverhältnis der Angestellten, di

de r Dienstordnung unti rstehe n, das Versich«

rungsamt und aul Beschwerde endgülti
das Ober\ersicherungsamt zu entscheiden hat

Eine für die Kasse n besonders wichtige Be

stimmui <j ist die des $ 377, wonach über B

schwerden gege n Anordnungen der Aufsichts

behörde, also des Versicherungsamts, elie- Be

sc hlußkammer des Oberversicherungsamts ui •

ki /weiter Instanz der Beschlußsenat desReichs

versicherungsamts entscheidet Allerdings mul

die Beschwerde darauf gestützt sein, daß di

Anordnung rechtlich nicht begründet sei un<

den Beschwerdeführer in einem Rechte verletz

oder mit einer rechtlieh nicht begrüi deten Vt

i u dlichkeit be Inste. Andernfalls entscheide t

(>bei versicherungsamt und Rt ichsversicheruni

amt ohne Beisitzer.

Wer zur Einlegung der Besehwerde berec

tiiM ist. bestimmt sich nach dem Inhalt der Ai

ordnm.g. Richtet sich die Anordnung geg

die Kasse als solche, se> kann si« nur der Voi

stand anfechten, es bedarf also eines «Mehi

heitsbcSchlusses; eleu einzelnen Gruppen ii

Vorstande, wenn si«- in der Minderheit gebliebe

süid, ist eii. Beschwerderecht niel t eing

räumt. Eine gegen den Kassenausschuß ge

richtete Anordnung, wie sie- zum Beispiel de

$ >7U RV() \ orsieht, kann der Vorsi t z end

ch s Ausschusses anfechten, nicht ein einzelne

Ausschußmitglied oder etwa dei Vorstand

Freiwillige und vorbehaltlose Befolgung der An

Ordnung schließt die Beschwerde- aus. In alle!

diesen Fällen geht die Beschwerde ms an das

244



ksversicherungsamt. Der Vollständigkeit

er möchte ich nicht unerwähnt lassen, dab

h dann, wenn das Oberversicherungsamt

i von der Kasse* beschlossenen Satzung oder

mgsänderung die G e n e h m i g u n g ver-

n auf Beschwerde der Beschl II i I e n a t

-> Reichsversicherungsamtes zu beschließen

während, wie bereits bemerkt, die Versa-

ig der Zustimmung endgültig ist, und

wiederum bei Genehmigung der Dienst-

dnun g die oberste- V erwaltungsbe-
. i d e die letzte Entscheidung zu treffen hat.

Nun kann es aber ai ch vorkommen, dab die

Aufsichtsbehörde nicht durch ihr Eingrei-

n die Unzufriedenheit der Beteiligten erregt,

sondern gerade- dadurch, daß sie reicht ein-

hreitet. So hat zum Beispie»! ein Versiche-

mgsamt während des Krieges den Antrat»

r Kasse, einen Arbeitgebei wegen Versäu-

ung seiner Meldepflichten zu bestrafen, mit

Begründung abge le-hnt, dab es in jener

schweren Zeit Strafen gegen meldesäumige Ar¬

btntgeber nur in ganz besonderen Fällen, ins-

sondere bei vorsätzlichen Verstößen gegen

die Meldepflicht aussprechen wolle. Hier hat

das RVA. die Rc-chtsbeschwerde für unzulässig

erklärt und auf die- Beschwerde an die> Auf¬

sichtsbehörde, für Preußen also den Regie¬

rungspräsidenten, verwiesen, weil diese- a'hvin

das Versicherungsamt anweisen könne, sich mit

der Sache zu belassen und eine Entscheidung

zu erteilen, denn eine beschwerdefähige Ent¬

scheidung konnte das RVA. in jener ganz all¬

gemeinen Ablehnung nicht (inden.

Der Unterse hied zw ischen R e c h t s b e -

schwende und Aufsichts beschwerde ist im

wesentlichen der, dab auf eine Rechtsbe-

schwerde hin die höhere Instanz die angefoch¬
tene Entscheidung von sich aus aufheben oder

abändern kann. Die Aufsichtsbeschwerde gibt
ihr dagegen nur das Recht, von der ihr unter¬

stellten Behörde die Z u r ü c k z i e h u n g oder

Abänderung der angefochtenen Entscheidung

zu verlangen, soweit diese Behörde ihren An¬

weisungen nachzukommen verpflichtet ist.

Außerdem ist die Rechtsbeschwerde in dei

Regel an eine Frist gebunden, di«* Aufsichts¬

beschwerde dage gen u nbefrisfl e t.

Arzneipflanzen und ihre Bedeutung für die Medizin.

Von Vertrauensapotheker B. Eichel, Stettin.

Dieser Aufsatz soll sich mit den dem Laien

weniger bekannten, meist aus dem Aus-

nd stammenden Pflanzendrogen beschäftigen,

denen wir eine Reihe wertvoller, ja unentbehr-

her Arzneistoffe verdanken. Ich beschränke

mich dabei auf die Anführung der wichtigsten,

ingen wir mit der Wurzel an.

An erster Stelle» dieser Drogenarten möchte

h die* B r e c h w u i z e 1 nennen, die« von der

in Brasilien heimischen Rubiacee Uragoga

Ij>« cacuanha stammt, .ihre« wirksamen Bestand¬

teile sind mehrere stark wirkende- Stoffe, die» in

ringen Dosen auswurffördernd wirken. Bei

hartnäckiger Bronchitis, speziell bei der Grippe

st eine Ipecacuanhamixtur eventuell in Ver¬

bindung mit Codein von hervorragender Wir-

ing. Sie- verhindert das Festsetzen deT

hleimmassen in den Bronchien und somit

eitere Komplikationen, wie zum Beispiel die»

fürchtete Lungenentzündung. In gröberen

iaben wirkt die- Brechwurzel, wie schon deT

Name sagt, brechenerregend, eine Eigenschaft.

•• bei Vergiftungen lebensrettend wirken kann.

Ebenfalls in Amerika beheimatet ist eine

milax-Art, die uns die Sarsaparillwurzel
tert. Sie- land besonders trüber, bevor Ehr-

h das Salvarsan erfand, Anwendung gegen

philitische Leiden. Als blutreinigendes Mittel

ird sie- noch heute geschätzt.

Aus Rubland kommt die Sü liho 1 z w u i /

u uns, die ihren Name n einem eig< ntümlichen,

harf-süßen Geschmack verdankt. In früheren

Jen von Kindern als etwas absonderliche

eckerei, besser Kauerei geschätzt, wird d*u

Extrakt der Wurzel, der Süßholz s a t t
,
als Zu¬

satz zu Hustenarzneien, speziell in der Mixtum

solvens, gebraucht Salmiakpastillen, Cachou,

Lakritzen (dieses Wort entstand aus der lateini¬

schen Bezeichnung für Sübholz Liquiritia), fer-

i er Wyberttabletten u. a. enthalten neben Men-

thol, Anisöl und ähnlichen Zusätzen reinen

Sübholzsaft.

Ehe wir das unterirdische- Reich verlassen,

müssen wir noch bei den charakteristischen

Wurzelstöcken haltmachen. Zu diesen ge¬

hört der chinesische Rhabarber und das

F ar n k r a U t. Aus letzterem stellen wir den

Farnkrautextrakt her, wohl das wirksamste

Bandwurmmittel, das wir kennen.

Nicht weniger wichtig ist der Rhabarber. Die

in der Heilkunde verwendete Droge- stammt aus

Asien, speziell aus China, und ist nicht zu ver¬

wechseln mit unserem Gartenrhabarber, dessen

Sten g e I, aber nicht Wurzelstöcke wir als

Kompott sehr schätzen. Der offizineile Rh

bar ber ist als verdauungsförderndes, abführe

des Arzneimittel sehr beliebt. Wenn dem Laien

auch die aus dem Ursprungsland in den Handel

kommenden groben, unregelmäßigen Rhabarber¬

stücke kaum bekannt sein dürften, so sind die

Zubereitungsformen dieser Droge, wie Rha-

barbei tabletten, Rhabarbertinktur »md Rh

barberwein, den wenigsten von uns fremd.

Von der Wurzel gelangen wir zum Stengel,
eider bei baumartigen Gewächsen zum Stamm.

Hie-r interessiert uns besonders die Rinde eines

in den südamerikanischen Cordilieren beheima¬

teten Baumes der Gattung Cir.chona. nämlich
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die- Chinarinde, die uns u. a. das hoch¬

wertige-, vielseitige Wirkung aufweisende Chi¬

nin beschert. Welcher Laie denkt heute daran,

wenn er sich die ihm vom Arzt verordneten,

so außerordentlich bitter schmeckenden weißen

Chininpulver betrachtet, dab er ein rein pflanz¬
liches Produkt vor sich hat« Das Deutsche

Arzneibuch schreibt lür die offizinelle China¬

rinde einen Mindestgehalt von 651 Proz. Chinin

vor. Letzteres findet Anwendung gegen fieber¬

hafte Erkrankungen, gegen Malaria und gegen

die» oft verhängnisvolle- Wehenschwäche der

Wöchnerinnen, die Chinarinde dagegen als

magenstärkende s, appetitanregendes Mittel in

Form von Abkochungen, Tinkturen und Wein.

Behandeln wir nun die Blätter. Hier stoben

wir auf e ine Reiht- von im Arzneischntz un¬

entbehrlichen Drogen, die zu einem hohen

Prozentsatz in der gesamten Arznei des täg¬

lichen Bedarfs enthalten sind. Zwei de-r wich¬

tigsten dieser Drogenurt sind die Coca- und

die Digitalis blätter.

Die Coca blätter, die* von einer in Süd¬

amerika beheimateten, neuerdings in anderen

tropischen Gebieten angebauten Pflanze Ery-

throxylum Coca stammen, liefern uns das Co¬

cain. Wir alle wissen wohl, welchen segens¬

reichen Fortschritt die Entdeckung des Cocains

für die leidende Menschheit bedeutete In

der Hand des Arztes wird Cocain infolge

seiner schmerzstillenden und schmerzenver¬

hindernden Wirkung dem Kranken zum

Retter aus Angst und Not. Aufgepinselt
auf Schleimhäute* oder als Einspritzung

macht 's die kompliziertesten Operationen,

Speziell des Rachens und der Nase, dem

Kranken erträglich. Wir alle kennen die Vor¬

züge eles Zahnziehens mit örtlichei Betäubung.

Auf die verheerende Wirkung des Cocains bei

gewohnheitsmäßigem, lediglich der Genußsucht

dienendem Gebrauch näher einzugehe n, Ii» gl

nicht im Rahmen dieser Arbeit.

Nie ht weniger wichtig als die- Cocablätter

¦ind die* bereits erwähnten Digitalis- odei

Fingerhutblätter. Die Stammpflanze ist

eine in Gebirgswäldern Westeuropas, in Ihü-

ringen, im Harz und Schwarzwald wild wach¬

sende Sen phulariaeee. Die Finge rhi tblätl

enthalten hochwirksame Herzmittel, nämlich d

Digitoxin. Digitonin und Digitalin. Diese Mittel

werden aus den Blättern herausgedöst und

bildet den wirksamen Bestandteil vielei fabrik¬

mäßig hergestellter Arzneispezialitäten, z. B. des

Digalen, Digipurat, Digitalysat u.a. Aber auch

di. Blattei finden heute noch in Form einer

Abkochung, als Pillen odei Pulvei ausgedehn¬
te arzneiliche Anwendung. Wie so mancher

Sehwerkranke verdankt seine Genesung haupt¬
sächlich den, Digitalis, elas sein allzu schwaches

He-iz sicher über all die Klippen einer lang¬

wierigen tückischen Krankheit hinwegbrachte.
Den eben erwähnten Arzneipflanzen steht

die Tollkirsche (Atropa Belladonna) an

arzneilichem Wert kaum nach. Die Tollkirsch«

geheut zur Pflanzenfamilie der Nachtschatten

gewächse, zu der auch die Kartoffel und dei

I abak zählen. Die Blätter enthalten vor allen

Atropin und Hyoscyamin und spielen in de i

Medizin in Form des aus ihnen gewonnenen

Extraktes gegen krampfhafte Zustände dei

inneren Organe, z.B. des Magens und der Galle,
e ine grobe Rolle*, ebenso wie das Atropin, das

überdies noch durch seine Eigenschaft, die

Pupille unseres Auges zu erweitern, für die

Augenheilkunde unentbehrlich ist. Die gut ge¬
trockneten und gepulverten Blätter werden in

Mischung mit denen des Stechapfels, der ZU!

gleichen Pflanzenfamilie gehört, auch als

Räuchermittel gegen Asthma benutzt.

Als Blattdroge verdienen ferner noch Be¬

achtung die Blätter der Bärentraube, einei

zur Familie der Ei ikagewachse gehörenden,
auch bei uns vorkommenden Pflanze. Ihre harn¬

treibende Wirkung dürfte bekannt sein.

Zu den Drogen, die nicht nur aus Blättern,
sondern aus Blättern, Stengeln und Blüten be¬

stellen, gehört das Lobelienkraut, das

von der in Nordamerika heimischen, zur Fami¬

lie« der Glockenblumen gehörenden Lobelia in*

ilata stammt. Das in dieser Pflanze enthaltene

Lobe-lin, ein wirksames Mittel gegen Asthma,

wird neuerdings, jedoch mit wechselndem Er¬

folg, Neugeborenen, die* nur schwache Lebens¬

zeichen von sich geben, eingespritzt.
An B I ü t e n drogen kommen keine bedeuten«

den in Frage, so dab ich zur F rucht- und

S a m e n I o r m übergehen kann.

Hiei finden wir den spanischen Pfef¬

fer, die Frucht einer in südlichen Landein

wachsendem Pflanze, Capsicum annuum. Die

rotbraunen aufgeblasenen, etwa 10 cm langen

kegelförmigen Schoten leisten in Form des

Capsicumpflasters, des russischen Spiritus odei

de s bekannten Pain-Expellers gegen rheuma¬

tische Beschwerden und gegen Hexenschuß gute

Dienste. Nebenbei bemerkt, behauptet er sich

dei Küche4 als Paprika zum Würzen pikant«

Sp« isen.

Hiei her gehört ferner die Koloquinthe,
die Beerenfruchl einer zur Familie der Kürbiß¬

gewächse zählenden, in Afrika, Vorderasien und

Südspanien heimischen Pflanze. Die- Kolo¬

quinthe enthalt einen wirksame Bitterstoff

Neben ihrer hauptsächlichen medizinischen Ver-

rni als Abführmittel wird sie in wässerigei

Abkochung auch als Mittel gegen Ungeziefer,

speziell gegen Wanzen, durch Bepinseln dei

von diesem lästigen Ungezie it i befallene i

inde, gi braucht.

Von den Pflanzen, deren Samen arznei¬

liehe Verwendung linden, interessieren uns

folgende:
Dei Kak o o b a u m spendet uns außer dt n

Inhalten Genußmittel das in den Samen ent¬

haltene rheobromin, das dem aus der Kaffee-

[> t 1 a n z e oder Katfeebohnen gewonnenen
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Coffein sehr ahnlich ist. Ferner liefert uns der

.kaosamen die Kakaobutter, ein Fett, das bei

r Herstellung von Zäpfchen, den sogenannten

•luppositorien, als Grundstoff unentbehrlich ist.

. i dieser Arzneiform werden der Kakaobutter

veTschiedenen Arzneistoffe, wie Opium,

belladonna, Cocain U. a., zugesetzt. Die nach

i ündlicher Mischung und durch Pressung in

eigneten Maschinen hergestellten Zäpfchen

-ind zur Einführung in den After bestimmt.

\uf diese Art eingeführte Medikamente belasten

eder den unter Umständen schon angegriff«?-

n Magen noch andere Verdauungsorgane,

deren Beschwerden man auf diese Weise ohne

neue Schädigung bekämpfen kann.

Daß aus pflanzlichen Samen Fette und Oele

gewonnen werden, dürfte nicht unbekannt sein.

So aus der Olive das Olivenöl, aus dem Lein¬

samen das Leinöl, aus dem Raps das Rüböl.

I ur die Heilkunde wichtiger ist das aus den

Samen einer im tropischen Afrika heimischen,

in allen Tropengebieten angebauten Euphor-

biacee gepreßte Rizinusöl.

Zwei weitere Samendrogen verdienen noch

genannt SU sein, nämlich Strophantus-

samen und Brechnubsamen. Aus erste-

rem erhalten wir das Strophantin, ein dem Digi¬

talis an Wirkung ähnliches Herzmittel.

Die Brechnuß (Strychnos Nux vomica) liefert

uns das Strychnin. Die in ihrer äußeren Gestalt

einem Hosenknopf nicht unähnliche Droge- wird

in Form von Extrakt und Tinktur als magen-

stärkendes Medikament geschätzt. Wie schon

der Name sagt, wirkt die- Brechnuß in größeren
Dosen brechenerregend, eine Tatsache, derzu-

folge man sie zur Herstellung von Trunksuchts¬

mitteln benutzt. Speziell elas Ausland beglückt

uns mit solchen nicht immer harndosen, aber

stets kostspieligen Mittelchen.

In meinen bisherigen Ausführungen habe

ich die Pflanze von der Wurzel bis zum Samen

behandelt. Trotzdem bleibt noch eine Reihe

sehr wichtiger Arzneimittel, die- wir dem Pflan¬

zenreich verdanken, zur Besprechung übrig. Es

sn d dies die in der Pflanze teils auf natürlichem

Wege, teils durch absichtliches Verletzen be¬

stimmter Pflanzeenteile entstandenen Absonde¬

rungen. So ist das gegen Hautleiden, besonders

gen Schuppenflechte bekannte Chrysaro-
bin eine harzartige Absonderung, die sich in

den Höhlungen eines in Südamerika gedeihen¬
den Baumes vorfindet.

Zu den harzartigen Substanzen gehört ferner

Vlyrrha, deutsch Myrrhe* genannt, die-, in

Mkohol tt ilweise löslich, als Myrrhentinktur in

der Zahn- und Mundpflege vielen bekannt sein

dürfte. Myrrhe findet außerdem in Verbindung

mit einem anderen Gummiharz, dem Oli-

b a n U m
,

als „Weihrauch und Myrrhe-" ZU

Räucherzwecken besonders in Kirchen Verwen¬

dung.
Ein weiteres Harz gewinnen wir aus einigen

Ferula-Arten, nämlich den Stink asant oder

Teufelsdreck. Die letztere Bezeichnung ist

hauptsächlich im Volksmund, und zwar bei der

abergläubischen Landbevölkerung gebräuchlich.
Teufelsdreck vor der Stalltür eingegraben, soll

die Tiere vor dem bösen Blick der in den Stall

gelangenden Nachbarn, Schlächter oder Vieh¬

händler schützen. Die Bezeichnung Teufels-

dreck ist durch den schwefelartigen knoblauch-

ähnlichen Geruch begründet, der durch ein

schwefelhaltiges ätherisches Oel hervorgerufen
wird.

Zu nennen sind hier schlieblich noch der

Perubalsam und der Copaivabalsam,
zwei dickflüssige, harzhaltige, stark aromatische

Stoffe, deren Ursprungsland Amerika ist. Peru¬

balsam wird durch künstliche Eingriffe in den

Lebensprozeß des Baumes als pathologisches
Produkt gewonnen und leistet in Salben- oder

flüssiger Form bei Hautleiden gute Dienste.

Seine Wirkung gegen die lüstige und hartnäckige

Krätze ist unübertroffen.

Copaivabalsam wird gegen Blasenleiden, spe¬

ziell aber gegen Geschlechtskrankheiten ver¬

ordnet.

Weitere pflanzliche Arzneistoffe sind der

C a m p h e r
,
das Eucalyptusöl und die

Aloe. Campher ist ein Destillationsprodukt

von Holzspänen des besonders in Japan vor¬

kommenden Campherbaumes. Gelöst in Oel,

wird er als Campheröl Schwerkranken, Ohn¬

mächtigen und Erschöpften zur Belebung der

Herztätigkeit eingespritzt. Seine Verwendung zu

Einreibungen, wie Cnmpherspiritus, Opodeldok
und ähnlichem, ist bekannt. Daß er ein wirk¬

sames Mittel gegen Motten ist, sei noch er¬

wähnt.

Eucalyptusöl entstammt den Blättern einei

australischen Myrtacee, Es wird zu Inhalationen

gegen Erhaltungszustände der oberen Luftwege

sowie- zur Herstellung von Eucalyptusbonbons
benutzt.

Das allgemein bekannte Abführmitte»! Aloe

ist ehr eingedickte- Saft der Blätter afrikanische!

Aloearten« Der dauernde Gebrauch von

Aloe ist nicht ungefährlich. Ist ihre- Wirkung

unter Umständen doch so stark, daß man zu

einem Gegenmittel greifen muß.

Das mächtigste Stopfmittel ist, wie zum Teil

auch bekannt sein dürfte, das Opium. Opium

ist der eingetrocknete Milchsaft des Schlaf¬

mohns, Papavc r somniferum. Die* für die Medi¬

zin bedeutsame, vielseitige und unersetzliche

Heilkraft des Opiums führte zum systemati¬
schen Anbau der Pflanze in Kleinasien. Die»

Gewinnung des Opiums geschieht in der Weise,

daß man die unre-ilen Mohnköpfe mit beson¬

deren Messern quer ritzt und den austretenden

Milchsaft sammelt und trocknet. Eine Mohn¬

kapsel gibt eine- Ausbeute von etwa ein fünf¬

zigste! Gramm. Zu Kuchen von 1 bis ZU 6 Pfund

vereinigt, wird das so gewonnene Opium in

Mohnblätter eingewickelt, mit Früchten einer

Rumex-Art bestreut und gelangt nach Smyrna,

24



wo es aui seil en Gehalt an wirksamen Alkn-

loiden geprüft wird und von wo es übei Kor -

stantinopel in den europäischen Handel gelangt.
Welches sind nun aber seine* wirksamen Arznei¬

stoffe? Vor allem das M o r p h i u ro .
das zu

12 bis 14 Pro/, im Opium enthalten ist, fernei

elas Codein, Papaverin und andere, lieber

die fasl unvergleichliche medizinische Bedeu¬

tung des Morphiums zu sprechen, kann ich mir

wohl ersparen. Wer in schlimmster Schmerzens-

qual sich windend, die sofortige schmerzbesei¬

tigende und krampflösende Wirkung einer

Morphiumspritze am i igene n Leibe erfahren

hat, wird der Natur lür das von ihr gespendete
Heilmittel ewig dankbar sein.

Das Pflanzenreich leistet der Medizin auch

in verkohltem Zustande als pulverisierte Holz¬

kohle wertvolle Dienste. Innerlich genommen,

beseitig! sie infektiöse Gärungserscheinungen
de-s Magens und Darmes durch ihre entgiftende
Eigenschaft Bakterien gegenüber.

Ein in der geburtshilflichen Praxis unentbehr¬

liches wehenförderndes und blutstillendes Mittel

liefert uns ein Pilz, der den Fruchtknoten des

Roggenkornes befällt. Dieses wächst mit der

fortschreitenden Entwicklung des Pilzes zu

einem dunkelvioletten bis schwarzen, etwa 2 bis

3 cm langen Korn, dem Mutterkorn (Seeale
COmUtum), aus. Eine große Anzahl der in der

frauenärztlichen Spezialpraxis bewährten Arz¬

neispezialitäten enthält die wirksamen Stoffe

<h s Mutterkorns.

Zum Schluß wollen wir einer höchstwichtigen
Pflanze gedenken, die ein für die- Chirurgie un¬

entbehrliches Hilfsmittel lie feit, der B a U Rl -

wolle-. Was wären die Operationssäle unserer

Kliniken und Krankenhäuser ohne Watte, ohne

Verbandstoffe? Die Verb a n d W a t t e bestehI

aus den durch Reinigen fettfrei gemachten unel

reinweiß erhaltenen Haaren der Same nschale

von Gossypium-Arten, welche in allen Ländern

der tropischen und subtropischen Zone angebaut
werden.

Blicken wir zurück aut das, was wir über die

einzelnen Arzneipflanzen und ihre wirksamen

Bestandteile erfuhren — erinnern wir uns noch

einmal d»-i charakteristischen Wirkung von

Digitalis, Ounpher, Cocain und Morphium —,

so müssen wir zugeben, dab wir in diesen

tatsächlich Wund e r heilmittel kennengelernt

haben, die in der Hand des gewissenhaften
Arztes der leidenden, bedrückten und hoff¬

nungsarmen Menschheil unermeblichen Segen
bringen können.

Verwaltung.
Eine zweckmäßige Kartei für die Kranken¬

kassen. In der modernen Verwaltungstechnik
hat sich die» Kartei den ersten Platz erobert. Ihre

Vorzüge gegenüber dem gebundenen Buch sind

so groß, daß wir sie- nicht mehr entbehren

könne n. Sie- vereinfacht durch ihre* Beweglich¬
keil nicht nur den Arbeitsprozeß, sondern gibt
uns auch den zur Durchführung unserer Ver¬

waltungsaufgaben notwendigen Ueberblick, bit¬

ter uns dadurch die verschiedensten Möglich¬
keiten zur Schaffung neuer, zweckmäßiger Ar¬

beitsmethoden und erleichtert uns bei richtiger

Verwendung in ganz besonderein Maße die* Be¬

triebsführung.

Bei de-r vielseitigen Verwendungsmöglichkeit
der- Kartei in den Verwaltungs-, kaufmännischen

und gewerblichen Betrieben ist es verständlich,
daß an ihrem Ausbau und ihrem Charakter

unaufhörlich gearbeitet wird. Mit den steigen¬
den Ansprüchen an die- Leistungsfähigkeit der

Verwaltungen und Betriebe steigern sich natur¬

gemäß auch die- Ansprüche an die Leistungs¬
fähigkeit der Kartei. Wir verlangen von ihr

Haltharke it, Uebersichtlie hkeit, leichtes Auf¬

finden der i inzelnen Karte, Verhinderung fal-

se her Kartenablage, automatische Anzeige
fehlendei Karten vei bunden mil zweckentspre-
t henden Signalen.

I)urc h sogenannte Sicht k o \ teien wu.de

versucht, eliese Forderungen /v erfüllen. Die

„Kardexkartei" mil ihren, vielen allerdings
nichl besseren Verwandten (Aspecta, Videa,
Kartavist usw.) ist eine Fiachkartei. Etwa

50 Karten liegen schuppenartig in Zügen iiber-

einandei und lassen uui dei nichl verdeckten

Fläche Namen. Wohnort, Kartennummer, Zeit¬

einteilungen usw. erkennen. Farbensignal ¦

(Reiter) geben eine gewisse Uebersicht. Das

Auffinden der einzelnen Karte innerhalb des

Zuges wird dadurch erleichtert. Fehlende Kar¬
ten zeigt das freie Feld, das auch in Verbin¬

dung mit der allgemeinen Uebersicht eine

falsche Kartenablage verhindert.

(Kardexkartei)

Auf dem gleichen Prinzip beruht die- ,,Farp-
kartei**, die jedoch einen anderen Weg geht
und deshalb als Steilkartei angesprochen
werden kann. Auch sie hat die- schuppenartige
Uebereinandersehichtung der Karten, diese
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ffen aber in Rahmen, die an Wänden oder

den angebracht, i lügelartig bewegt oder

asse^llartig gedreht werden können. Dadurch

s»en sich ähnliche Ergebnisse wie bei der

irdexkartei erzielen.

(Fsrpkartei)

Die JHebonasichtei" und ihre Variationin

wollen diesen Effekt durch ein Buch mit losen
blättern erzielen, in welchem die- einzelnen

Blätter oder Karten schuppenartig übereinander

liegen und dadurch einen Ueberblick über 30

bis Ai) Blätter oder Karten gestatten. Die Buch¬
form dieses Hilfsmittels weicht aber schon so¬

weit von den Karteien ab, daß es sich schon

selbst als „Siebtel" bezeichnet. Die enge Ver¬

wandtschaft mit den beiden anderen Kartei¬

systemen fällt, wie die Abbildungen zeigen,
iber sofort auf.

nicht befriedigend. Sie erschwert das Be¬

schreiben der einzelnen Karte und ermüdet den

Bearbeiter. Auberdem gibt sie« aber r.ur einen

Ueberblick über den Inhalt eines Zuges von

etwa 50 Karten. „Sichtkartei" ist sie demzu¬

folge nur im engsten Sinne. Dagegen ge¬

stattet die1 ,,Farpkartc.r, die einzelne Karte

ohne Schwierigkeiten aus dem Rahmen zu ent¬

nehmen, um dadurch das Verbuchen zu er¬

leichtern« Aber auch sie bietet nur einen Blick

über 80 bis KM) Karten und ist vor allen Dingen

sehr schwer unter Verschlub zu bringen. Das

hat neben der leichten Verstaubung der Anlage
noch andere recht erhebliche Machteile. Dic»

„Hebonasichtei" besitzt nebst ihren Ge¬

schwistern den gleichen engen Gesichtskreis

und genügt deshalb nicht den Anforderungen
einer Sichtkartei. Auberdem ist jedes Buch in¬

folge seiner mechanischen Einrichtungen und

seines notwendigen festen Einbandes so schwer,
dab ein dauerndes Arbeiten mit ihm schwäch¬

lichen Personen, besonders weiblichen Arbeits¬

kräften nicht zugemutet werden kann.

Um einen laufenden Ueberblick über das

gesamte Beitragswesen zi» erlangen, errichtete

sich deshalb die Allgemeine Ortskrankenkasse

der Stadt Berlin unter Mitwirkung der Hinz-

Fabrik, Mariendorf, eine neuartige Steil«

k a r t e i, die allen eingangs erwähnten .An¬

forderungen in vollem umfange entspricht und

sich in der Praxis auf das beste bewährt hat.

Sie dient als Kontenkartei für 120000

Arbeitgeber und ist in sogenannten Trogpulten
mit verschiebbarer Arbeitsplatte untergebracht.

Jedes diesei Arbeitspulte in Tischhöhe enthält

fünf nebeneinander stehende Kästchen mit je
1000 Karten, die nach der laufenden Nummei

der Arbeitgeberkonten geordnet sind. Zu die¬

sem Zweck hat jede Kontokarte eine halbkreis¬

förmige Erhöhung mit einer Zahl zwischen 1

und 100. Die» einzelnen Hunderte- sind wieder

durch eine feste Zwischenkarte mit einem

Fensterreiter getrennt, der die Hunderter und

Pausender der Kontennummern angibt. Diese

(Hebonasu htei

Wenngleich jedes dieser Systeme gewisse

Vorzüge hat, so befriedigen sie doch noch

nicht. Die Kardexkartei (um diesen

Namen als Sammelbegriff für diesem System
u gebrauchen) ist nicht nur verhältnismäßig

teuer, sondern auch im praktischen Gebrauch

Aufteilung der Karte i ermöglicht es, mit

einem Blick die benötigte Kontokarte zn

linden und mil einem Grifi dem Kasten /^

entnehmen. Da bei der Unterteilung dei Kartei

je zehn Nummern (I 10, 21 30 usw) nc-bc*n-

einandei erseheinen zeigt sieh durch Fehle
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der Nummer und den freigewordenen Platz

jede entnommene- Karte selbsttätig an.

Wie wir auf dem vorstehenden Bild (durch

Verkleinerung und Druck allerdings erschwert)
erkennen können, fehlt unter den ersten zehn

Karten die- Nr. 8. Wir wissen deshalb, dafi

die Kontokarte 05 008 dem Kasten entnommen

ist. Eine an ihrer Stelle- befindliche Eisatzkarte-

zeigt uns, wo sie sich zurzeit befindet. Ist auf

diese Weise die- ordnungsmäbige P8hrun g

der Karte*i und das Auffinde n der einzelnen

Kaite auf das äuberste vereinfacht worden, so

wurde- gleichzeitig auf eine andere* Art die- Ab¬

lage von Karten an einen falschen Ort in

einem gleichen Mähe erschwert. Je tausend

Karten, d. h. der Inhalt eines Kastens; erhielten

wie- die vorstehende- Abbildung ebenfalls

zeigt eine Seitcnkerbung in bestimmter

Höhe» oder an besonderer Seite der Karten. Da¬

durch konnten zehntausend Karten unter sich

verschiedenartig gekennzeichnet werden. Jede

irrtümlich in einen anderen Kasten abgestellte

Karte untei bricht durch diese» Anordnung die»

Kerbungslinie, zeigt infolgedessen den rehlei

und ermöglicht seine sofortige Beseitigung.

Wurde auf diese- Weise ein schnelles Auf¬

finden und richtiges Ablegen der Karten er¬

reicht, so konnte- auf eine andere» Art ein voll¬

ständiger Ueberblick Qber das ge¬

samte Beitragswesen erzielt werden. Jede
Kontokarte erhielt nämlich an ihrem Kopf eine»

Monatseinteilung und vier andere Felder zur

Aufnahme von Signalen. Be»i jeder Verbuchung
von Beiträgen wird der Eingang de»s Betrages
durch Aufsetzen eines Reiters von besonderer,
für das ganze Kalenderjahr geltenden Farbe

angezeigt, de»r mit jeder Zahlung in dir ent¬

sprechende Monatsspalte' weiter rückt. Dadurch

erhielten wir ein klares Bild über den jeweiligen
Stand de-r Beil r a g s z a hlun g e n. Gleich¬

zeitig markiert jeder zurückgebliebene Reiter

den mil seinen Beiträgen im R ü c k s t a n d e»

befindlichen Arbeitgeber und erinnert den

Kontenführer an die» Einleitung de»s Mahn- oder

Beitreibungsverfahrens.
Zur Mahnung und Zwangsbeitreibung braucht

nun nicht mehr das Kontokorrent irn einzelnen

durchgesehen werde n. Die M a h nun g wird

lediglieh auf der Karte notiert. Geht nach er¬

folgter Mahnung die Zahlung ein, dann ist sie

wieder mit dem Zahlungsreiter in der Monats¬

spalte anzuzeigen, bleibt sie aus, so wird das

Beitreibungsverfahren eingeleitet. Da

die Allgemeine» Ortskranke»nkasse der Stadt

Berlin die Beiträge nicht selbst errechnet, ver

anlabt sie, wenn ihr die Höhe des Rückstandes

unbekannt ist, vorher eine Betriebskon¬

trolle. Diese wird durch einen besonderen

Reiter signalisiert. Der Kontrollbeamte Stellt

den Rückstand lest, fertigt einen Mahnzette-I

aus und übergibt diesen als ersten Akt der

Zwangsbe»itre»ibung dem Arbeitgeber. Erfolgt
dann noch keine Zahlung, dann wird ein

Pfändungsauftrag gegeben, auf der

Karte» notiert und durch Rciterwechsel sichtbar

gemacht.

Wir erhalten auf diese Weise ein vollstän¬

diges Bild*) über du» Beitragszahlungen und das

Beitragsverfahren. Die» vorstehende Abbildung

zeigt uns von 1000 kleinen Arbeitgebern di"

Zahlungsweise (Rückstand, laufende Zahlungen,

Vorauszahlungen) und die Mahnahmen dei

Kassenverwaltung (Betriebskontrollen, Zwangs¬

beitreibungen). Der Kontenführer überblickt

in seinem Trogpult 5000 ihm zur Bearbeitung

zugeteilte Arbeitgeber. Ihm kann nichts e»nt-

gehen. Seine Arbeit wird sichtbar, seine

Arbeitsleistung lebendig. Er verfolgt mit

Interesse die Bewegung de»r Reiter, sie zwingen

ihn, die» notwendigen Verwaltungsmabnahmen

zu ergreifen, mahnen ihn an seine Pflicht, das

zti tun, was nach Lage des Einzelfalles erforder¬

lich ist. Grobbetriebe, Dienstherrschaften.

Hausgewerbe, schlechtzahlende Arbeitgebei
usw. können durch Aufsetzen von Re-itern be¬

sonders kenntlich gemacht und besonders be¬

arbeitet werden. Diese Kennze»ichnung be¬

stimmter Arbeitgeber gibt gleichzeitig dem

verantwortlichen Leiter wichtige Fingerzeige füi

seine Dispositionen. Die Allgemeine Orts

krankenkasse der Stadt Berlin hat beispiels
weise alle Arbeitgeber, die» mindestens 500 Mk

•) Dic dunklen Reit« zeigen die Zahlungen, dic ht

Reiter seifen d.e- Beitreibungsverfahren an.
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»natlich zu zahlen haben, durch bestimmte

her (auf dem Sonderfeld) gekennzeichnet.

Das vorstehende Bild zeigt uns einen Kartei«

kasteit, der fast nur solche Betriebe enthält.

Vergleichen wir den Stand der Reiter, so finden

wir bei den Grobbetrieben eine gleichmäbigere
Beitragszahlung, weniger Rückstände und Vor-

uszahlungen und eine erhebliche Verminde»-

rung der Zwangsmabnahmen. Dieser Ueber¬

blick zeigt ohne weiteres, wo die Verwaltungs-

inabnahmen einzusetzen habe»n und wie die

Wrwaltungsarbeiten zu verteilen sind. Er zeigt

ins auch, wie und durch wen Verwaltungs¬

kosten entstehen oder erspart werden.

Auch die verwendeten Signale entsprechen
allen Anforderungen. Die bisher bekannten und

gebräuchlichen Reiter hatten einen groben

Nachteil: sie hielten nicht fest, verlieben häufig

ihren Standort oder fielen sogar ab. Die von

der Allgemeinen Ortskrankenkasse der Stadt

Berlin in Gebrauch genommenen sogenannten

.Fixreiter" greifen mit e*iner kleinen kräftigen
Kralle in eine ausgestanzte Oeffnung der Karte»

und halten so fest, dab sie bei dem Arbeiten

in der Kartei als Griff benutzt werden können.

Das erleichtert nicht nur das Herausnehmen und

Finsortieren dei Karten, sondern ermöglicht
»uch eine Zuverlässigkeit der Signale», wie wir

Me bisher noch nicht kannten.

Diese Kartei labt sich nicht nur für das Bei¬

tragswesen der Krankenkassen, sondern auch

iür das Mitglieder- unel Krankenverzeichnis an-

ervden. Bei einer Mitgliederkartei können An-

tind Abmeldungen, Krankheitsfälle, Berufs- und

(iewerbegruppen signalisiert werden. Das

aufende Zu- und Abschreiben der Mitglieder-
zahlen zur Statistik würde dann fortfallen. Der

jeweilige Stand kann täglich durch Abzählen

der Reiter in kürzester Zeit Festgestellt
werden. Die Bestandsaufnahmen dc»r

Allgemeinen Ortskrankenkasse der Stadt Berlin

>ibe»r die Beitragszahlungen ihrer mehr als

90000 ständigen Abeitgeber erfordern jetzt nur

noch rund eine halbe Stunde, wfährend sie

früher mehrere Arbeitstage beanspruchten und

deshalb nur in groben Zwischenräumen vor¬

genommen werden konnten. Das ist ein weiterer
wesentlicher Vorteil dieser Kartei, die sich in

einem ganz besonderen Mabe für die Verwal«

tung der Krankenkassen eignet. Auberdem sind

als angenehme Vorzüge noch zu erwähnen, dab

diese Steilkartei auf die leichteste Weise unter

Verschlub gebracht werden kann und dab ihre

Anschaffungskosten einschlieblich der Trog¬
pulte verbältnismäbig gering sind; sie schwan¬

ken zwischen einem Drittel bis zu einem

Sechstel der sogenannten Sichtkarteien.
G. W.

Der Deutsche Krankenkassentag (die 31.

ordentliche Mitgliederversammlung des Haupt¬
verbandes deutscher Krankenkassen) ist zum

24. bis 26. Juli nach Königsberg i. Pr. einbe¬

rufen. Die vorläufige Tagesordnung lautet:

1. Geschäftsbericht. Berichterstatter: Ge¬

schäftsführender Vorsitzender H. Lehmann,

Berlin.

2. Die Internationale Arbeitskonferenz zur

Krankenversicherung. Vortragender: Dr.

jur. O. Stein, Genf.

3. Arbeitsgemeinschaften für Gesundheits¬

fürsorge. Vortragender: Direktor Dr. med.

Schweers und Chefarzt Dr. med. Pryll,
Berlin.

4. Mitwirkung der Krankenkassen bei Be¬

kämpfung der Geschlechtskrankheiten.

Vortragender: Dr. med. Roeschmann, Gc»~

neralsekretär der Deutschen Gesellschaft

zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬

heiten, Berlin.

5. Sozialhygienische Volksbelehrung. Vor-

tragender: Prof. Dr. Adam, Generalsekre¬

tär des Reächsausschusses für hygienische
Volksbelehrung, Berlin.

6. Süuglingsfürsorge und Krankenkassen.

Vortragender: Prof. Dr. Langstein, Prä¬

sident der Reichsanstalt zur Bekämpfung
der Säuglings* und Kleinkindersterblich¬

keit, Berlin.

7. Die Arztfrage in der Krankenversicherung.

Vortragender: Geschäftsführer Okrnb,

Berlin.

8. Mitwirkung der Krankenkassen bei der

Bekämpfung der Berufskrankheiten. Vor¬

tragender: Prof. Dr. Chajes, Berlin.

0. Neuwahlen bei den Krankenkassen. Vor¬

tragender : Geschäftsführer Bohlmann,

Berlin.

10. Anträge.

Diese inhaltreiche Tagesordnung labt aul

einen se»hr anregenden Verlauf der Tagung

schliefen. Dei mit der Tagung auch die» Aus¬

stellung des Deutschen Hygiene-Museums „Der

Mensch in gesunden und kranken Tagen*' mit

der Sondergruppe „Der durchsichtige» Mensch"

verbunden ist, wird sie wahrscheinlich se-hr

stark besucht werden.
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| AUFGABEN UND LÖSUNGEN

LOswycn su den m Nr. 13 gestellten Fragen.
Zur 1. Aufgabe».

Die Verwaltertätigkeil des Bankbeamten war

bis zum 30. Septe rnbei ge müh der Bekannt«

machung des Reichskanzlers vom 17. November

1913 (Amtliche Nochlichten 1913 S. 802 und

Hahn zu $ 166) Abs. 1 N;. 4 vei sicher ungsfrei,

weil si»- während de-s Bestehens eines regel¬

mäßigen versieht rungspflichtigen Arbeitsver¬

hältnisses zu einem bestimmten Arbeitgeber für

einen anderen Arbeitgeber nebenher wenn

auch in regelmäßiger Wiederkehr ausgeübt

wurde. (Vergl. die grundsätzliche- Entscheidung
chs Reichsversicherungsamts vorn I. Februar

1918, Amtliche. Nachrichten 1018 S. 350.)

Vom I. Oktober ab unterlag die Verwalter¬

tätigkeil der Ve-rsicheiungspflicht, we-il sie- nicht

mehr „nebenher" ausgeübt wurde» und der Ent¬

gelt für die- Beschäftigung nunmehr tür die

Lebenshaltung des Verwalters von wesentlich

wirtschaftlicher Bedeutung wurde (Anleitung

übe-r den Kreis der nach de-r Reichsversiche-

i ungsoi dnung vei sicherten Personen, Amtliche

Nachrichten 1912 S 753. V.)

Zur 2. Aufgabe.

Nach § 0)5 Abs. 1 Nr. 5a der Reichsversiehe¬

rungsordnung sind unter anderem auch Ange¬

stellte in Berufen der Krankenpflege versiche¬

rungspflichtig, wenn diese Beschäftigung ihren

Hauptberuf und die- Hauptquelle ihrer Ein¬

nahmen bildet. Die Assistenzärzte würden an

sich nach vorgenannt« Bestimmung der Ver-

sicherungspflicht unterliegen, da sie- als Ge¬

hilfen der leitenden Aerzte sich in einem ge¬

lohnten Anstdlungsverhältnis zur Krankenhaus¬

verwaltung befinden und die- latigkeit ihren

Hauptberuf darstellt. Nach der grundsätzlichen
Entscheidung des Reichsversicherungsamts vom

12. Man 1925 (Amtliche Nachrichten 1925

S. 203) sind Assistenzärzte- jedoch auf Grund

des $ 172 Zitier i der RYO. versicherungs-
Frei, weil sie- zu den Personen rechnen, die- zu

ihrer wissenschaftlichen Ausbildung für den

zukünftigen Berul gegen Entgelt tätig sind.

Die Entscheidung ist zwar bezüglich der An-

gestelltenversicherung gefällt worden, muh aber

analog aui die Krankenversicherung angewendet
werden, da § 1 Abs. 1 Nr ü und § 12 Abs. I

Nr. 4 des Angc-stelltenversicherungsgesetzes mit

S 165 Abs. 1 Nr. 5a und § 172 Zitier 3 der

Reichsversichei ungsordnung im wesentlichen

gleichlautend sind.

Krankenschwestern sind nach $ 105 Abs. 1

Nr. 1 RVO. als „Gehilfen*1 krankenversiche-

rungspfliehtig. Im vorliegenden Falle sind

jedoch die- Schwestern nach § 172 Ziffer 4 dei
RVO, versicherungsfrei, weil sie sich aus über¬

wiegend religiösen Beweggründen mit Kranken¬

pflege beschäftigen und nicht mehr als den

he ien Unterhalt beziehen. Die geringe Bar¬

tschädigung, die die Schwestern zur Be¬

schaffung kleinerer persönlicher Be»dürfnissc» er¬

halten, ist nach einer Entscheidung des Ober

versicherungsamts Wiesbaden vom ö. De»ze mbt-r
1921 (Arbeiterversorgung 1922 S. 155) nicht als

Entgelt nnzusehe»n.

Zur 3. Aufgabe.
Die- streikende»n Ke sselschmiede« verloren mit

Streikbeginn die Kassenmitglie-dschaft. Eine
Versich -rungspflicht während des Streiks be¬
stand nicht, wenn auch die Arbe»ite»r be»absic h~

tigten, nach Erledigung des Streitfalles die

latigkeit wieder fortzuse-tzen und ke-inc» dei

Parteien das BeschäftigungsveThältnis als be¬

er.det erklärte-. Durch de»n Streik haben die-

Arbeitne»hmer sich der Verfügungsgewalt des

Arbeitgebers entzogen. Ein versicherungspflie h

tilg* s Beschäitigungsverhältnis setzt aber die«

Vertügungsmacht des Arbeitgebers über den
Arbeitnehmer voraus. Füllt dies»- fort, so er¬

lischt das Beschäftigungsverhältnis und dftniif

auch die Pflichtversicherung. Auch die nach¬

trägliche» Zahlung eines Teillohnes für di<

Streikzeit kann die» Versicherungspiiicht nicht

begründen, wc-il die» Entschädigung kein Ent

ge»lt im Sinne der g§ 160 und 105 Abs. 2 dei

Reichsversieherungsordnung für eine» geleistete
latigkeit darstellt, sondern aus persönlichen
oder wirtschattlichen Gründen gewährt wurde

(Entscheidung des Re-ichsveTSicherun<gsamts
vom 2<>. September 1022, Amtliche Nachrichten
1923 S. 273 und Aibe itei Versorgung 1023 S. 54).

Aus den dargelegten (irunden hatte» der am

2$. Mai erkrankte Streikende keinen Anspruch
aul Krankenhilfe, da am 4. Mai mit Streikbeginr
seine- Kassenmitglii dschaft erlosch und $ 21 i

RVO. nicht mehr anwendbar war.

Zur 4. Aufgabe».
Die Probebeschäftigung des Laufburschen

war nach $ 105 Abs. 1 Nr. 1 der RVO. versiehe

rungspfliehtig, weil sie nicht im voraus durch

den Arbeitsvertrag aut weniger als eine Woche

beschränkt war. (Hahn, Anmerkung 3 zu § 441

RVO., und Entscheidung des Magistrats zu

Berlin vom 23. November 1909, Arbeiterver¬

sorgung 1010 S. 243). Dab das Arbeitsverhält

I is schon vor Ablauf einer Woche- endete

ändert nichts hieran. Die Ve-rsicherungspflicht
erlosch am 10. März mittags mit dem Zeit¬

punkt-, in dem der Firmeninhaber den Burschen

aus dein Dienstverhältnisse entließ. Sit- daueTt*

also nicht bis zum Ende des Tages. (Entschei

düng des Sächsischen Oberverwaltungsgerichts
vom 1. Februar !(|0S, Arbeitenersorgung I90M

S 451 und Entscheidung des Preuhische»n Obe i

Verwaltungsgerichts vom I. April 1913, Arbe-itei

Versorgung 1913 S. 567). Da die Erkrankui

des Jungen nadi iner Entlassung criolgte,
bestand kein Anspruch aut Krankenhilie-, weil

eine Kas>enmitg!iedschnft nicht mehr bestand

und di»* Voraussetzungen des § 214 der Reichs

v ersicherungsordnung nicht vorlagen.
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Berufsgenossenschaften und
Krankenkassen

wenden sich im Interesse der Sozialversiche-

rungsträger bei Bedarf von Angestellten an die

Stellenvermittlung
des Zentralverbandes der Angestellten.

Hierfindensie füralleArtenvonStellungen.vom

Geschäftsführer bis zum Bureauangesteilten.

geeigneteBewerber

Als Berufsorganisation der Angestellten der

Krankenkassen und Berufsgenossenschaften
verfügen wir über

vorgebildete Angestellte
die innerhalb unserer Gewerkschaft durch die

>Volkstümliche Zeitschrift für die gesamte

Sozialversicherung« fortlaufend über alle Ver¬

änderungen derGesetzgebung aufdemGebiete

der gesamten Sozialversicherung auf dem lau¬

fendengehalten unddurch besondere Bildungs¬

veranstaltungen über alle fachlichen Fragen
ihres Berufs unterrichtet werden.

Die Benutzung unserer Stellenvermittlung ist kostenlos.

Jede Krankenkasse oder Berufsgenossenschaft
wende sich deshalb vertrauensvoll an den

ZENTRALVERBAND DERANGESTELLTEN

ABTEILUNG STEIXEiNTVERMITTLUNG

Berlin SO 36. Oranienstraße 40/41
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